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Allgemeine Begriindung

Der Entwurf des Haushaltsgesetzes 2027 enthalt

- die Feststellung des in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichenen Entwurfs des Haus-
haltsplans 2027,

- die Kredit- und Gewahrleistungsermachtigungen fur das Finanzministerium,

- kurzfristige, nur fiir die Giiltigkeitsdauer des Haushaltsgesetzes bestimmte Anderungen
gegenuber der Landeshaushaltsordnung,

- weitere Bewirtschaftungsregelungen fir das Haushaltsjahr 2027 sowie

- den Gesamtplan mit der Haushaltsubersicht, der Finanzierungsubersicht und dem Kreditfi-
nanzierungsplan.

Der Haushaltsentwurf 2027 sieht bereinigte Einnahmen in Héhe von 18.472,9 Mio. Euro
vor. Gegeniber dem Haushaltssoll 2026 (2. Nachtragshaushalt) bedeutet dies einen Auf-
wuchs von 639,4 Mio. Euro bzw. 3,6 %. Der Haushaltsentwurf 2027 sieht Einnahmen aus
Steuern (inkl. Kfz-Steuerkompensation) und Bundeserganzungszuweisungen in Hohe
von 14.202,9 Mio. Euro vor, was eine Erhdhung gegenliber dem Haushaltssoll 2026 um
78,1 Mio. Euro bzw. 0,6 % darstellt.

Die bereinigten Ausgaben betragen im Haushaltsentwurf 19.365,5 Mio. Euro. Sie liegen
damit um 628,5 Mio. Euro bzw. 3,4 % Uber dem Haushaltssoll des Jahres 2026 (2. Nach-
tragshaushalt). Mit Ausgaben fiir Investitionen in Héhe von 2.631,7 Mio. Euro ergibt sich

eine Investitionsquote von 13,6 %.

Die Deckung des Unterschiedsbetrags zwischen den bereinigten Einnahmen und den be-
reinigten Ausgaben, des sog. Finanzierungssaldos, in Héhe von 892,6 Mio. Euro, erfolgt in
Hohe von 109,0 Mio. Euro durch veranschlagte Entnahmen aus Ruicklagen. Der verbleiben-
de Teil des Finanzierungssaldos wird durch eine Nettokreditaufnahme in Héhe von rund
783,6 Mio. Euro gedeckt. Darin enthalten ist bereits die nach Artikel 109 Absatz 3 Grundge-

setz zulassige strukturelle Neuverschuldung in Héhe von 544,1 Mio. Euro.

Die Konjunkturkomponente hat sich mit den neuen Schatzwerten der Friihjahrsprojektion
2026 im Vergleich zur Herbstprojektion 2025, die Grundlage fiir die Eckwerte des Haus-
halts 2027 war, erhoht. Aufgrund der weiterhin schwachen wirtschaftlichen Entwicklung hat
sich die Méglichkeit der konjunkturbedingten Kreditaufnahme gegeniiber den Eckwerten
um 90,8 Mio. Euro auf 281,0 Mio. Euro im Haushaltsentwurf 2027 erhéht. Unter Beachtung
der Tilgungsverpflichtung im Zusammenhang mit den Notkrediten der Vorjahre in Héhe von
52,5 Mio. Euro, des Saldos der finanziellen Transaktionen sowie der vorgenannten struktu-
rellen Neuverschuldungsmoglichkeit geman Artikel 109 Absatz 3 Grundgesetz ergibt sich

zum Haushaltsentwurf 2027 eine zuldssige Nettokreditaufnahme in Héhe von 783,6 Mio.
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Euro, die in voller Héhe in Anspruch genommen wird. Der Abstand zur Verfassungsgrenze

(Landesregel) betragt Null.

Im Gesetzentwurf werden die Veranderungen gegenitber dem Haushaltsgesetz 2026 im
Fettdruck dargestellt und erlautert.



Entwurf
Gesetz Uber die Feststellung eines Haushaltsplanes
fiir das Haushaltsjahr 2027
(Haushaltsgesetz 2027)
Vom

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltstbersicht

§ 1 Feststellung des Haushaltsplanes

§ 2 Kreditermachtigungen, derivative Finanzgeschafte
§ 3 Kredit- und Zinsmanagement

§ 4 Haushaltswirtschaftliche Sperren

§ 5 Betragsgrenzen bei tber- und aulerplanmaligen Ausgaben und Verpflich-
tungen

§ 6 Zusatzliche Ausgaben und Verpflichtungen

§ 7 Bewirtschaftung des Einzelplans 12

§ 8 Allgemeine und Einzelplan Gbergreifende Bewirtschaftungsregeln
§ 9 Struktur- und Funktionalreform

§ 10 Deckungsfahigkeit und Ricklagen

§ 11 Stellenpléne und Stellenlbersichten

§ 12 Leerstellen

§ 13 Ausbringung und Umsetzung von Planstellen und Stellen

§ 14 Ermachtigungen fir sonstige Personal bewirtschaftende Mallinahmen
§ 15 Ubernahme von gepriiften Nachwuchskraften

§ 16 Grundstlicksangelegenheiten

§ 17 Sonstige Vermdgensgegenstande

§ 18 Bulrgschaften und andere Sekundarverpflichtungen

§ 19 Ermachtigungen fir den Geschéaftsbereich des Ministeriums fir Inneres,
Kommunales, Wohnen und Sport

§ 20 Ermaéachtigungen fir den Geschaftsbereich des Finanzministeriums

§ 21 Ermachtigungen fir den Geschéaftsbereich des Ministeriums fir Landwirt-
schaft, landliche Rdume, Europa und Verbraucherschutz



§ 22
§ 23

§ 24

§ 25

§ 26

§ 27

§ 28

§ 29
§ 30
§ 31
§ 32
§ 33

§34

§ 35
§ 36

-6-

Hochschulen und Forschungsinstitute

Ermachtigungen fur den Geschéaftsbereich des Ministeriums fir Wirtschaft,
Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus

Ermachtigungen fiir den Geschéftsbereich des Ministeriums fir Aligemeine
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur

Ermachtigungen fiir den Geschéftsbereich des Ministeriums fiir Justiz und
Gesundheit

Ermachtigungen fiir den Geschaftsbereich des Ministeriums fiir Soziales,
Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung

Ermachtigungen fiir den Geschéaftsbereich des Ministeriums fir Energiewen-
de, Klimaschutz, Umwelt und Natur

Ermachtigungen fir den Geschaftsbereich des Ministerprasidenten
- Staatskanzlei

Erméachtigungen fur den Einzelplan 14

Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH)

Erméachtigung zur Anderung der Ansétze fir die Gemeinschaftsaufgaben
Sollanderungen

Erganzende Bestimmung zum Gesetz Uber die Stiftungsuniversitat zu Lu-
beck

Bewilligungsverfahren gemaR § 2 Absatz 2 Lander-und-Kommunal-In-
frastrukturfinanzierungsgesetz

Weitergeltung von Bestimmungen

Inkrafttreten



§1
Feststellung des Haushaltsplanes

Der diesem Gesetz als Anlage beigefiigte
Haushaltsplan des Landes Schleswig-Hols-
tein flr das Haushaltsjahr 2027 wird in Ein-
nahme und Ausgabe auf

23.162.828.700 Euro

sowie hinsichtlich der Verpflichtungsermach-
tigungen auf

2.694.559.000 Euro

festgestellt.

§2
Kreditermachtigungen, derivative Finanz-
geschafte

(1) Das Finanzministerium darf zur Deckung
der Ausgaben Kredite bis zum Hochstbetrag
von

4.288.986.600 Euro

fur das Haushaltsjahr 2027 aufnehmen. Bei
Diskontpapieren ist nur der Nettobetrag auf
die Kreditermachtigung des jeweiligen Haus-
haltsjahres anzurechnen.

(2) Das Finanzministerium darf ab Oktober
des jeweiligen Haushaltsjahres im Vorgriff auf
die Kreditermachtigung des nachsten Haus-
haltsjahres Kredite bis zur Hohe von 5 % des
in § 1 fur die Einnahmen und Ausgaben des
betreffenden Haushaltsjahres festgestellten
Betrages aufnehmen. Die hiernach aufge-
nommenen Kredite sind auf die Krediter-
machtigung des folgenden Haushaltsjahres
anzurechnen.

Feststellung der Betrage fiir das Haushalts-
jahr 2027.

Feststellung des Betrages fiir das Haus-
haltsjahr 2027.
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(3) Kredite und derivative Finanzgeschafte
nach § 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) sind in inlandischer Wahrung
abzuschlieen. Eine Aufnahme von Fremd-
wahrungskrediten ist zuldssig, wenn das
damit verbundene Wechselkursrisiko bezlg-
lich Kapital und Zinsen in voller Héhe durch
Wechselkurssicherungsgeschafte ausge-
schlossen wird. Auf die jeweilige Krediter-
machtigung des Absatzes 1 ist der sich nach
der Wechselkurssicherung ergebende Kapi-
talbetrag in inlandischer Wahrung anzurech-
nen.

(4) Als Grundlage fur die Steuerung der Zin-
sausgaben in den Jahren bis 2032 werden im
Haushaltsjahr 2027 folgende Plangréfien flr
die gesamten Zinsausgaben zugrunde ge-
legt:

- fiir 2028: 699.000.000 Euro,

- fiir 2029: 794.000.000 Euro,

- fiir 2030: 879.000.000 Euro,

- fiir 2031: 1.021.000.000 Euro und

- fiir 2032: 1.135.000.000 Euro.

In den unter Satz 1 ausgewiesenen Plangré-
Ren sind fur die Zinsanderungsrisiken (§ 3
Absatz 3 Satz 3) enthalten:

- fiir 2028: 39.000.000 Euro,

- fiir 2029: 69.000.000 Euro,

- fiir 2030: 105.000.000 Euro,

- fiir 2031: 152.000.000 Euro und

- fiir 2032: 187.000.000 Euro.

(5) Das Finanzministerium darf im Eigenbe-
stand befindliche Wertpapiere des Landes
vorubergehend Kreditinstituten gegen Entgelt
Uberlassen.

(6) Das Finanzministerium darf Kassenver-
starkungskredite bis zu 10 % des in § 1 fur
Einnahmen und Ausgaben des jeweiligen
Haushaltsjahres festgestellten Betrages auf-
nehmen. DarlUber hinaus darf das Finanzmi-
nisterium zur Deckung eines nicht vorherge-
sehenen Liquiditdtsbedarfs Vereinbarungen
mit Kreditinstituten abschlieRen, die eine
kurzfristige  Liquiditatsbeschaffung  durch
Beleihung von im Eigenbestand des Landes
befindlichen Wertpapieren bis zu einem Be-
trag von 500.000.000 Euro erméglichen.

Aktualisierung entsprechend der Marktent-
wicklung und der verédnderten Planungs-
grundlagen.
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(7) Das Finanzministerium darf Darlehen, die
der Bund den Landern zweckgebunden ge-
wahrt, mit dem auf Schleswig-Holstein ent-
fallenden Anteil aufnehmen. Ferner darf das
Finanzministerium Darlehen aus dem sonsti-
gen offentlichen Bereich aufnehmen, die
zweckgebunden fir eine im Haushaltsplan
veranschlagte Mallnahme gewahrt werden
und die zinsgunstiger als Kapitalmarktdarle-
hen sind.

(8) Zur wechselseitigen Besicherung von
Kreditrisiken aus derivativen Geschaften wird
das Finanzministerium erméachtigt, im Rah-
men und fir die Laufzeit dieser Geschafte
Sicherheiten in Form verzinster Barmittel
entgegenzunehmen und zu stellen. Das Fi-
nanzministerium wird erméachtigt, flir den
damit verbundenen Finanzierungsbedarf
Uber die Ermachtigung des Absatz 2 Satz 1
hinaus Kassenverstarkungskredite bis zu
einer Hohe von 10 % des in § 1 fur Einnah-
men und Ausgaben festgestellten Bedarfs
aufzunehmen.

(9) Die Bestande der Sondervermdgen kon-
nen bis zu ihrer Inanspruchnahme im Rah-
men der Liquiditatssteuerung des Gesamt-
haushalts eingesetzt werden. Soweit dadurch
die bestehende Kreditermachtigung fir die
Anschlussfinanzierung  auslaufender  Alt-
schulden noch nicht beansprucht werden
muss, kann sie in die folgenden Haushalts-
jahre Ubertragen werden.

§3

Kredit- und Zinsmanagement

(1) Beim Finanzministerium ist ein Kredit- und
Zinsmanagement einzurichten.
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(2) Das Kredit- und Zinsmanagement be-
schafft die im Haushalt veranschlagten Kre-
ditmarktmittel, schlie®t derivative Finanzge-
schafte gemall § 18 Absatz 6 LHO ab und
verwaltet den Schulden- und Derivatbestand
des Landes. Es plant und steuert die Struktur
der Kreditmarktschulden sowie die derivati-
ven Finanzgeschafte in Abhangigkeit von der
erwarteten Entwicklung der Kreditmarktzin-
sen mit dem Ziel, die Zinsausgaben des
Haushalts Uber einen langerfristigen Pla-
nungszeitraum unter Beachtung von Zinsan-
derungsrisiken zu optimieren. Bei der Pla-
nung und Steuerung der Zinsausgaben aus
den Kreditmarktschulden sind insbesondere
der Zeitpunkt der Kreditaufnahme, die Fallig-
keits- und Zinsbindungsstruktur der Kredit-
marktschulden festzulegen und zinsglnstige
Moglichkeiten der Kreditbeschaffung zu nut-
zen. Durch den erganzenden Einsatz deriva-
tiver Finanzgeschafte kann die Zinsbin-
dungsstruktur der Kreditmarktschulden zu-
satzlich gestaltet werden.

(3) Das Kredit- und Zinsmanagement setzt
zur Unterstutzung der Steuerung der Zins-
ausgaben unter Kosten-Risiko-Aspekten ein
Referenz-Portfolio und alternative Zinssze-
narien ein. Die Zinsbindungsstruktur des
Referenz-Portfolios wird unter Bertcksichti-
gung der langfristigen Risikoabsorptionsfa-
higkeit des Haushalts festgelegt. Zinsande-
rungsrisiken stellen potenzielle Zinsmehr-
ausgaben in den zukilnftigen Jahren dar. Die
Quantifizierung der gesamten Zinsausgaben
sowie der Zinsanderungsrisiken erfolgt unter
Einsatz eines standardisierten Verfahrens zur
Simulation von Zinsszenarien. Das Verfahren
ist regelmallig unter Berlcksichtigung des
Standes der Wissenschaft zu Uberprifen und
fortzuentwickeln.

(4) Die mit dem Abschluss derivativer Fi-
nanzgeschafte verbundenen Kreditrisiken
sind durch geeignete Verfahren, die die Si-
cherheitenstellung fur Neugeschafte umfas-
sen, zu begrenzen. Betriebs- und Abwick-
lungsrisiken sind durch organisatorische und
personalwirtschaftliche MalRnahmen sowie
durch eine funktionale Trennung des Ab-
schluss- und Abwicklungsbereichs zu be-
grenzen.
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(5) Einnahmen aus dem Verkauf von Zinsop-
tionen sind zur Risikovorsorge einer Zins-
ausgleichsricklage zuzufihren und zweck-
gebunden zum Ausgleich von Zinsmehraus-
gaben zu verwenden. Soweit Rucklagenmittel
nicht mehr zur Abdeckung optionaler Zinsan-
derungsrisiken bendtigt werden, sind sie zum
Ausgleich von Zinsmehrausgaben wahrend
des Haushaltsvollzugs und zur Verstetigung
der Zinsausgabenentwicklung im Finanzpla-
nungszeitraum einzusetzen.

§4
Haushaltswirtschaftliche Sperren

(1) Uber die Bestimmung des § 41 LHO hin-
aus darf das Finanzministerium Ausgaben
sperren, soweit hierfir unvorhergesehen von
anderer Seite nicht veranschlagte Mittel
zweckgebunden bereitgestellt werden. Glei-
ches gilt, wenn Anderungen im Bundesrecht
oder auf EU-Ebene zu Minderausgaben im
Landeshaushalt fihren.

(2) Nach § 41 LHO und nach Absatz 1 ge-
sperrte Betrage sind in der Landeshaushalts-
rechnung als Minderausgabe nachzuweisen.

(3) Das Finanzministerium wird ermé&chtigt,
zur Realisierung von globalen Minderausga-
ben und bei nicht genehmigten Haushalts-
Uberschreitungen des Vorjahres im laufenden
Haushaltsjahr Ausgaben zu sperren.

§5
Betragsgrenzen bei Uber- und auf3erplan-
mafigen Ausgaben und Verpflichtungen

(1) Der gemalR § 37 Absatz 2 Buchstabe a
LHO zu bestimmende Betrag wird auf
5.000.000 Euro festgesetzt.

(2) Der gemal § 37 Absatz 3 LHO zu be-
stimmende Rahmen wird auf mehr als
5.000.000 Euro bis zu 25.000.000 Euro fest-
gesetzt.
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§6
Zusatzliche Ausgaben und Verpflichtungen

(1) Das Finanzministerium darf, auch wenn
kein Fall des § 37 Absatz 1 LHO oder des §
38 Absatz 1 LHO vorliegt, in Ausgaben oder
in Verpflichtungen einwilligen, soweit hierfir
nicht veranschlagte Mittel zweckgebunden
von anderer Seite gezahlt oder rechtsver-
bindlich zugesagt sind.

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwen-
dung, wenn der Bund Mittel mit einem Zweck-
bezug zahlt oder rechtsverbindlich zusagt.
Erfolgt eine Bundesbeteiligung durch Veran-
derung der Anteile an der Umsatzsteuer, be-
stimmt sich die Ho6he der Beteiligung des
Bundes nach dem ersten Abschnitt des Ge-
setzes Uber den Finanzausgleich zwischen
Bund und Landern.

(3) Unvorhergesehene dringliche Ausgaben,
in denen kein Fall des § 37 Absatz 1 LHO
vorliegt, dirfen bis zu einem Betrag von
100.000 Euro im Einzelfall pro Haushaltsjahr
geleistet werden, wenn der Finanzausschuss
einwilligt und die Deckung gesichert ist. Der
Gesamtbetrag der Ausgaben darf 1.500.000
Euro pro Haushaltsjahr nicht Gbersteigen.

§7

Bewirtschaftung des Einzelplans 12

(1) Im Einzelplan 12 dirfen bei den Haupt-
gruppen 7 und 8 mit Ausnahme der Gruppe
711 Ausgaben nur mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums geleistet werden.

(2) Im Einzelplan 12 sind die Ausgaben flr
die Bauunterhaltung (Gruppe 519) Ubertrag-
bar.

(3) Im Einzelplan 12 sind

1. innerhalb der einzelnen Kapitel die Ausga-
ben der Gruppe 519 und der Gruppe 711
gegenseitig deckungsfahig,

2. innerhalb des Einzelplans mit Zustimmung
des Finanzministeriums gegenseitig de-
ckungsfahig die Ausgaben der Gruppen
712 bis 749, 812, 821 und 894.

Die Erméachtigung des bisherigen Absatz 4
wird nicht mehr benétigt.
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§8
Allgemeine und Einzelplan Gbergreifende
Bewirtschaftungsregeln

(1) Aus den Ausgaben der Titel 422 03 durfen
auch die Vergltungen der Auszubildenden im
Sinne des § 4 Absatz 2 oder 3 des Landes-
beamtengesetzes gezahlt werden.

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel flief3en die
Einnahmen aus

1. der Anfertigung von Fotokopien und aus
Vervielfaltigungen fur Dritte,

2. Schadensersatzleistungen Dritter, die nicht
im Zusammenhang mit Kfz-Unfallen ste-
hen, insoweit, als sie zur Instandsetzung
bestimmt sind, sowie aus der Abgabe von
Betriebsstoffen und Ersatzteilen an Dritte
und

3. Erstattungen Dritter im Zusammenhang mit
Ausgaben der Gruppe 517

den Ausgaben der Obergruppe 51 zu.

(3) Erstattungen von  Personalausgaben
(Hauptgruppe 4) und  Eingliederungszu-
schisse der Bundesagentur fir Arbeit kdn-
nen durch Absetzen von der Ausgabe ver-
einnahmt werden.

(4) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
fur die Durchfihrung des ,Sabbatjahres” in
den jeweiligen Kapiteln Titel fur Zufihrungen
an die zweckgebundene Ricklage zu Lasten
der Personalkostentitel, fiir Entnahmen aus
der Ricklage sowie andere damit im Zusam-
menhang stehende Titel einschliellich der
entsprechenden Haushaltsvermerke einzu-
richten.

(5) Das Finanzministerium unterrichtet den
Finanzausschuss, wenn im Verlauf des
Haushaltsjahres erkennbar wird, dass be-
stimmte Ausgabetitel voraussichtlich in er-
heblichem Umfang nicht ausgeschdpft wer-
den.
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(6) Werden veranschlagte Investitionen im
Haushaltsvollzug bei nachgewiesener Wirt-
schaftlichkeit durch alternative Beschaf-
fungsformen (wie zum Beispiel Leasing- oder
ahnliche Vertrage) ersetzt, sind die hierfur
erforderlichen Mittel auf einen gegebenenfalls
neu einzurichtenden Titel der Hauptgruppe 5
umzusetzen (Sollanderung). Die Einsparun-
gen sind bei den jeweiligen Investitionen als
Minderausgaben nachzuweisen.

(7) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des zustandigen Ressorts und
nach Malgabe der Entscheidung der Lan-
desregierung Haushaltsmittel gegen De-
ckung bereitzustellen, die zur Abwehr einer
drohenden Schadenslage im Schleswig-
Holsteinischen Kiistenmeer erforderlich sind,
und die entsprechenden Titel einzurichten.
Der Finanzausschuss ist unverziglich zu
unterrichten.

(8) Das Finanzministerium wird ermachtigt, in
Abstimmung mit dem Ministerium fir Inneres,
Kommunales, Wohnen und Sport Abschlags-
zahlungen auf das erwartete Abrechnungs-
ergebnis im Rahmen des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs an die Kommunen festzuset-
zen, wenn die aufgrund der Steuerschatzung
zu erwartenden Steuereinnahmen das ver-
anschlagte Haushaltssoll wesentlich Uber-
steigen. Die Mehrausgaben sind durch ent-
sprechende Steuermehreinnahmen zu de-
cken. Daruber hinaus wird das Finanzminis-
terium erméachtigt, in Abstimmung mit dem
Ministerium fUr Inneres, Kommunales, Woh-
nen und Sport die Finanzausgleichsmasse
auf der Grundlage der Steuereinnahmen
entsprechend dem langfristigen Durchschnitt
neu zu berechnen und festzusetzen. Die
Feststellung der Steuereinnahmen entspre-
chend dem langfristigen Durchschnitt erfolgt
durch das Finanzministerium. Die Mehraus-
gaben sind durch entsprechende Minderaus-
gaben oder Mehreinnahmen zu decken.
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(9) Zur Durchfiihrung von OPP-Projekten,
deren Wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist,
wird das Finanzministerium im Einvernehmen
mit dem jeweiligen Ressort ermachtigt, Aus-
gaben und Verpflichtungsermachtigungen zu
einem von ihm einzurichtenden Titel der
Hauptgruppen 5 oder 8 im selben Kapitel
umzusetzen, soweit Ausgaben oder Ver-
pflichtungsermachtigungen fir die Mallnah-
me vorgesehen waren. Minderausgaben bei
den jeweiligen Investitionstiteln sind einzu-
sparen.

(10) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag eines Ressorts Titel der Haupt-
gruppen 6 bis 8 einzurichten und Mittel der
Obergruppe 42 auf diese oder vorhandene
Titel der Hauptgruppen 6 bis 8 umzusetzen,
wenn dargelegt wird, dass durch zusatzliche,
Uber die Vorgaben des Haushalts hinausge-
hende Einsparmallnahmen Planstellen oder
Stellen dauerhaft nicht wiederbesetzt werden.

(11) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Zusammenhang mit der Aufnahme, Un-
terbringung, Versorgung, Gesundheitsver-
sorgung, Verteilung und Aufenthaltsbeendi-
gung von Personen, die in Erstaufnahmeein-
richtungen oder Landesunterkinften unter-
gebracht sind, erforderliche Titel einschliel3-
lich Verpflichtungsermachtigungen mit den
entsprechenden Ansatzen und Haushalts-
vermerken einzurichten, umzusetzen und zu
andern, in zusatzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen sowie, insheson-
dere fur die im Zusammenhang mit der Auf-
gabenwahrnehmung des Landesamtes flr
Zuwanderung und Flichtlinge erforderlichen
Personalbedarfe, Planstellen und Stellen
auszubringen, soweit die Finanzierung der
Maflnahmen gedeckt ist.
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(12) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des zustandigen Ressorts fir
Zwecke des Sondervermogens IMPULS
2040 erforderliche Titel einschlieBlich Ver-
pflichtungserméachtigungen und Haushalts-
vermerke einzurichten und zu andern sowie
in zusatzliche Ausgaben und Verpflichtungen
einzuwilligen, soweit die Finanzierung aus
Entnahmen aus dem Sondervermégen IM-
PULS 2040 oder durch Minderausgaben
sowie Mehreinnahmen im Einzelplan 16 ge-
deckt ist. FUr das Kapitel 1611 ist das Fi-
nanzministerium zugleich zustandiges Res-
sort.

(13) Die obersten Landesbehérden werden
ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium Vereinbarungen zum not-
wendigen Defizitausgleich aus maoglichen
Steuernachzahlungen mit Landesunterneh-
men zu schliel3en. Hierflr darf das Finanzmi-
nisterium erforderliche Titel einschlieflich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und erforderlichen
Haushaltsvermerken einrichten und umset-
zen, soweit die Finanzierung der Mal3nahme
gedeckt ist. Der Finanzausschuss muss in die
MaRBnahme einwilligen, wenn der Wert der
MalRnahme 500.000 Euro Ubersteigt.

(14) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit den betroffenen Res-
sorts zur Umsetzung einer Vereinbarung mit
den kommunalen Landesverbanden im Zu-
sammenhang mit der Weiterentwicklung des
kommunalen Finanzausgleichs erforderliche
Titel einschliel3lich Verpflichtungsermachti-
gungen mit den entsprechenden Ansatzen
und Haushaltsvermerken einzurichten, um-
zusetzen und zu andern sowie in zusatzliche
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilli-
gen, soweit die Finanzierung der Malnah-
men gedeckt ist.

(15) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag der zustandigen obersten Lan-
desbehoérden zur Umsetzung der Umsatzbe-
steuerung gemal § 2b Umsatzsteuergesetz
erforderliche Titel mit den entsprechenden
Ansatzen und Haushaltsvermerken einzu-
richten, umzusetzen und zu andern, soweit
die Finanzierung der MaRRnahmen gedeckt
ist.



-17 -

(16) Die zustandigen Fachministerien werden
ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium Verwaltungsvereinbarungen
mit dem fir Wirtschaft und Energie zustandi-
gen Bundesministerium zur Beteiligung am
Forderprogramm flir Vorhaben von gemein-
samen Europaischen Interesse (Important
Project of Common European Interest - |IP-
CEl) und/oder nach dem Clean Industrial
Deal State Aid Framework (CISAF) abzu-
schlieen. Der Anteil der Landesmittel an der
jeweiligen, projektbezogenen Gesamtforder-
summe darf 30 % nicht Ubersteigen. Das
Finanzministerium wird ermachtigt, auf An-
trag des zustandigen Fachministeriums die
zur anteiligen Mitfinanzierung auf Basis der
jeweiligen Verwaltungsvereinbarung erfor-
derlichen Titel sowie Verpflichtungsermachti-
gungen mit den entsprechenden Haushalts-
vermerken einzurichten sowie in zusatzliche
Ausgaben und Verpflichtungen einzuwilligen,
soweit die Finanzierung der MafRnahmen
gedeckt ist. Das Finanzministerium wird er-
machtigt, zur Unterstitzung von Ansied-
lungsvorhaben, die durch Mittel von IPCEI
und/oder CISAF gefoérdert werden sollen oder
gefordert werden, im Kapitel 1103, Malnah-
megruppe 08 die erforderlichen Titel ein-
schliellich Verpflichtungsermachtigungen mit
den entsprechenden Ansatzen und Haus-
haltsvermerken einzurichten, umzusetzen
und zu andern sowie in zusatzliche Ausgaben
und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die
Finanzierung der MaRnahme gedeckt ist.

(17) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des zustandigen Ministeriums die
im Zusammenhang mit der Umsetzung von
Mitteln zur Starkung des Bevdlkerungsschut-
zes aus Titel 1111 -971 13 erforderlichen
Titel einschliel3lich Verpflichtungsermachti-
gungen mit den entsprechenden Ansatzen
und Haushaltsvermerken einzurichten, um-
zusetzen und zu andern. Zur Deckung von
neu eingerichteten Verpflichtungsermachti-
gungen nach Satz 1 ist eine Ricklage in
entsprechender Hohe aus den umgesetzten
Mitteln zu bilden, vorzuhalten und deren Ent-
nahme in der bendtigten Hohe fir das ent-
sprechende Jahr vorzusehen.



-18 -

(18) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
dem Sondervermdgen IMPULS 2040 oder der
Ricklage IMPULS 2040 fir Kostensteigerun-
gen bei

1. Hochbaumafnahmen des Landes,

2. Baumalnahmen in Krankenhdusern nach
MaRgabe des Krankenhausgesetzes fir das
Land Schleswig-Holstein (LKHG),

3. der Umsetzung der Breitbandstrategie des
Landes und

4. Beteiligungen des Landes an Baumalinah-
men der Schieneninfrastruktur

bis zu 200.000.000 Euro zuzufiulhren, soweit
die Zufuhrung gedeckt ist.

(19) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des zustandigen Ressorts fur
Kostensteigerungen bei Hochbaumalinah-
men des Landes in den Einzelplanen 12 und
16 erforderliche Titel einschliel3lich Verpflich-
tungserméachtigungen mit den entsprechen-
den Ansatzen und Haushaltsvermerken ein-
zurichten, zu andern und umzusetzen sowie
in zusatzliche Ausgaben und Verpflichtungs-
ermachtigungen einzuwilligen, soweit dem
Sondervermégen IMPULS 2040 Mittel zur
Deckung von Kostensteigerungen bei Hoch-
baumaflinahmen zugefuhrt wurden.
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(20) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus und das
Ministerium fir Inneres, Kommunales, Woh-
nen und Sport werden ermachtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium,

1. die Investitionsbank Schleswig-Holstein
(IB.SH) mit der Errichtung und der Umset-
zung eines Entwicklungsfonds (,Entwick-
lungsfonds Schleswig-Holstein“) zur Unter-
stitzung der Kommunen durch Darlehens-
vergabe bis zu einer Gesamthéhe von ins-
gesamt 1.000.000.000 Euro beim Erwerb
von Grundstiicken zum Zwecke der Schaf-
fung und Sicherung von gewerblichen, in-
dustriellen und/oder wohnbaulichen Flachen
zu beauftragen; die von der IB.SH gewahrten
Darlehen durfen eine Laufzeit von maximal
10 Jahren haben;

2. gegenlber der Investitionsbank Schleswig-
Holstein die Ubernahme von zwei Drittel der
Verluste aus einem Weiterverkauf der
Grundstiicke, maximal aber bis zu einer
Hoéhe von 20 % der jeweiligen Darlehens-
summe, zu erklaren; die Darlehen dtrfen in
der Summe 1.000.000.000 Euro nicht Uber-
steigen.

(21) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
dem Sondervermoégen ,Versorgungsfonds des
Landes  Schleswig-Holstein® bei  Titel
1105 - 634 01 Mittel zuzufihren, soweit die
Zufihrung gedeckt ist.

(22) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums flir Inneres,
Kommunales, Wohnen und Sport, des Minis-
teriums flr Landwirtschaft, landliche Raume,
Europa und Verbraucherschutz und des Mi-
nisteriums fir Energiewende, Klimaschutz,
Umwelt und Natur im Rahmen der Durchfih-
rung der Verordnung (EU) 2024/1991 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom
24. Juni 2024 Uber die Wiederherstellung der
Natur und zur Anderung der Verordnung (EU)
2022/869 erforderliche Titel einschlief3lich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und Haushaltsvermer-
ken einzurichten, umzusetzen und zu andern,
Planstellen und Stellen einschlief3lich notwen-
diger Vermerke einzurichten und umzusetzen
sowie in zusatzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen, soweit die Finan-
zierung der MaRnahmen gedeckt ist.
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(23) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fiur Landwirt-
schaft, landliche Raume, Europa und Ver-
braucherschutz und des Ministeriums fur
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
Natur zur Umsetzung des ,Aktionsprogramms
Naturlicher Klimaschutz® (ANK) des Bundes
erforderliche Titel einschlieBlich Verpflich-
tungserméachtigungen mit den entsprechen-
den Ansatzen und Haushaltsvermerken ein-
zurichten, umzusetzen und zu andern, Plan-
stellen und Stellen einschliel3lich notwendiger
Vermerke einzurichten und umzusetzen sowie
in zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtungen
einzuwilligen, soweit die Finanzierung der
Maflnahmen gedeckt ist.

§9
Struktur- und Funktionalreform

(1) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Inneres,
Kommunales, Wohnen und Sport und mit
Einwilligung des Finanzausschusses fir die
Ubertragung von bisher vom Land wahrge-
nommenen Aufgaben auf die Kommunen im
Rahmen der Struktur- und Funktionalreform
Haushaltsmittel gegen Deckung bereitstellen
und die erforderlichen Titel einrichten. Zur
Finanzierung des Kostenausgleichs wird das
Finanzministerium ermachtigt, Ausgabean-
satze zu sperren sowie Planstellen und Stel-
len mit kw-Vermerken zu versehen.

(2) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem Ministerium fir
Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport
und dem die Aufgabe abgebenden Ressort
und mit Einwilligung des Finanzausschusses
die zur Ubertragung von Aufgaben des Lan-
des auf den kommunalen Bereich oder zur
Ubertragung von Aufgaben auf Dritte im
Rahmen der Struktur- und Funktionalreform
erforderlichen Anderungen im Landeshaus-
halt vorzunehmen. In diesem Zusammen-
hang dirfen Titel mit Haushaltsvermerken
eingerichtet und in zusatzliche Ausgaben und
Verpflichtungserméachtigungen  eingewilligt
werden. In Hohe dieser zusatzlichen Ausga-
ben und Verpflichtungen sind in den betref-
fenden Einzelplanen Einsparungen, insbe-
sondere bei den Personalausgaben und den
sachlichen Verwaltungsausgaben, zu erbrin-
gen.
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(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
mit Einwilligung des Finanzausschusses eine
Verpflichtungserklarung gegentber kommu-
nalen Tragern und Dritten, die Landesbe-
dienstete im Rahmen der Ubertragung von
Landesaufgaben im Rahmen der Struktur-
und Funktionalreform Ubernehmen, fir die
Ubernahme der zeitanteiligen Versorgungs-
bezige dieser Beamtinnen und Beamten flr
die Zeit nach ihrer Versetzung an die kom-
munalen Trager oder Dritte abzugeben.

(4) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit den betroffenen Res-
sorts die zur Struktur- und Funktionalreform
erforderlichen Anderungen im Landeshaus-
halt vorzunehmen. In diesem Zusammen-
hang durfen Titel neu eingerichtet, Mittel und
Verpflichtungsermachtigungen umgeschich-
tet, und die aus stellenplansystematischen
Grinden notwendigen Planstellen und Stel-
len fir das vorhandene Personal mit den
erforderlichen Vermerken im Stellenplan
angepasst und ausgebracht werden. Die
MalRnahmen durfen nicht zu einer Erhéhung
der Ausgaben flhren.

§ 10
Deckungsfahigkeit und Rucklagen

(1) Dem Landespolizeiamt, dem Landeskri-
minalamt und den Polizeidirektionen sollen
die fur die jeweiligen Dienstbereiche vorge-
sehenen Haushaltsmittel aufgeschlisselt so
zugewiesen werden, dass das Ministerium fr
Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport
Uber die Regelung in § 20 Absatz 1 und 2
LHO hinaus eine einseitige Deckungsfahig-
keit der Hauptgruppe 5 =zugunsten der
Hauptgruppe 8 zulassen kann.

(2) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
fur nicht verbrauchte Ausgaben der Haupt-
gruppe 4 innerhalb eines Einzelplans Titel fur
die Zufuhrungen an zweckgebundene Ruck-
lagen, Entnahmen aus der Rucklage sowie
andere damit im Zusammenhang stehende
Titel einschliellich der entsprechenden
Haushaltsvermerke einzurichten und zu an-
dern.
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(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
fur nicht verbrauchte Ausgaben der Haupt-
gruppen 5 bis 8 innerhalb eines Einzelplans
Titel fur die Zufihrungen an Rucklagen, Ent-
nahmen aus der Ricklage sowie andere
damit im Zusammenhang stehende Titel
einschliellich der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einzurichten und zu andern.

(4) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag der zustandigen obersten Lan-
desbehdérden flr Einnahmen, die im Zusam-
menhang mit den Notkrediten der Vorjahre
stehen, Titel einschliellich Haushaltsvermer-
ken einzurichten und zu andern, soweit die
Einnahmen anschliellend zur Tilgung ver-
wendet werden.

§ 11

Stellenplane und Stellenlibersichten

(1) Die Einwilligung des Finanzministeriums
nach § 49 Absatz 5 Satz 2 LHO ist nicht er-
forderlich bei Abweichungen von den Stel-
lendbersichten flr Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer, soweit sie fur die nach dem
Uberleitungstarifvertrag libergeleiteten Be-
schaftigten durch nach den Tarifvertragen
vorzunehmende Hohergruppierungen, im
Bewahrungsaufstieg oder infolge Ablaufs
einer bestimmten Frist bedingt sind.

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
im Bewahrungsaufstieg oder infolge Ablaufs
einer bestimmten Frist h6hergruppiert worden
sind, sind auf den Stellen zu flhren, aus
denen die Hohergruppierungen erfolgt sind.

(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
die Stellenplane und Stellenlibersichten der
Rechtslage anzupassen, soweit Rechtsvor-
schriften oder Tarifvertrdge mit besoldungs-
oder tarifrechtlichen Auswirkungen dieses im
Haushaltsjahr 2027 zwangslaufig erfordern.

Anpassung des Haushaltsjahres.
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§12
Leerstellen

(1) Die obersten Landesbehdrden, die Land-
tagsverwaltung und der Landesrechnungshof
dirfen Leerstellen mit dem Vermerk ,kiinftig
wegfallend“ ausbringen, wenn Beamtinnen
oder Beamte, Richterinnen oder Richter oder
Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer langer
als sechs Monate aufgrund Gesetzes, Tarif-
vertrages oder Vereinbarung von ihrer
Dienstleistungspflicht befreit sind und nach
Wegfall des Befreiungsgrundes Anspruch auf
Beschaftigung haben oder in den Ruhestand
beziehungsweise in Rente gehen. Dasselbe
gilt fir Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter sowie Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die fir einen begrenzten Zeit-
raum zur Landtagsverwaltung oder zum Lan-
desrechnungshof Schleswig-Holstein oder
von der Landtagsverwaltung abgeordnet oder
versetzt werden oder abgeordnet oder ver-
setzt worden sind.

(2) Far die Hochschulen gilt Absatz 1 mit
Zustimmung des fur die Hochschulen zu-
standigen Ministeriums entsprechend.

§13
Ausbringung und Umsetzung von Planstellen
und Stellen

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag der obersten Landesbehdrden

1. fur freigestellte Personalratsmitglieder
insgesamt bis zu 25 Planstellen und Stellen
auszubringen; die Planstellen und Stellen
sind mit dem Vermerk ,kinftig wegfallend*
zu versehen; in den Vorjahren ausgebrach-
te Planstellen und Stellen sind anzurech-
nen,

2. im Rahmen der Hochschulprogramme des
Landes, des Bundes und/oder der Europai-
schen Union und flr andere von Dritten
durch Vereinbarung finanzierte Professuren
und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter befristet zusatzliche Planstellen
und Stellen einzurichten, soweit die damit
verbundenen Ausgaben gedeckt sind; Uber
die Veranderungen ist der Finanzausschuss
zu unterrichten; erfolgt die Finanzierung der
zusatzlichen Planstellen und Stellen aus-
schlie3lich aus Landesmitteln, die im Rah-
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men von Hochschulprogrammen bereitge-
stellt werden, ist die Einwilligung des Fi-
nanzausschusses erforderlich,

3. zur Sicherstellung der Unterrichtsversor-
gung in den allgemeinbildenden und be-
rufsbildenden Schulen fiir

a) auf Dauer fir den Unterricht einge-
schrankt dienstfahige oder volldienstunfa-
hige Lehrkrafte und

b) vorzeitig in den Ruhestand versetzte
Lehrkrafte, die nach ihrer Reaktivierung
auf Dauer fur den Unterricht eingeschrankt
dienstfahig oder voll dienstunfahig sind,

bis zu 30 zuséatzliche Planstellen und Stellen
einzurichten; die Planstellen und Stellen
erhalten den Vermerk ,kinftig wegfallend
mit Ausscheiden der Stelleninhaberin oder
des Stelleninhabers” und kénnen in andere
Einzelplane umgesetzt werden; in Anspruch
genommene Ermachtigungen aus den Vor-
jahren sind anzurechnen; wirksam gewor-
dene Vermerke ,kinftig wegfallend mit
Ausscheiden der Stelleninhaberin oder des
Stelleninhabers® fallen dem Erméachti-
gungsrahmen wieder zu (Stellenpool); die in
2027 entstehenden Mehrbedarfe werden
gedeckt durch Einsparungen in H6he von
75 % zu Lasten des Kapitels 1105 - Versor-
gung, Unfallfirsorge und Ausgleichsbetrage
- und zu 25 % vom jeweils aufnehmenden
Ressort; das Finanzministerium wird er-
machtigt, die zur Deckung erforderlichen
Haushaltsmittel umzusetzen,

4. bei Vorliegen gesetzlicher Anspriche (zum
Beispiel RuUckkehr aus Beurlaubungen,
Arbeitszeiterhdhungen) zusatzliche Plan-
stellen und Stellen einzurichten, sofern die
Finanzierung gesichert ist; die Planstellen
und Stellen sind mit dem Vermerk ,klnftig
wegfallend” zu versehen.

(2) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
zur Schaffung von bis zu 78 zusatzlichen
Ausbildungsplatzen, davon mindestens 16 flr
Kaufleute fur Birokommunikation, Mittel ge-
gen Deckung an anderer Stelle des Haus-
halts bereitzustellen, gegebenenfalls die
erforderlichen Titel einzurichten, Mittel umzu-
setzen und Stellen auszubringen. In An-
spruch genommene Erméachtigungen aus
Vorjahren sind anzurechnen.

Anpassung an das Haushaltsjahr.
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(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
bei Bedarf flir das Kapitel 0804 neue Plan-
stellen auszubringen, sofern dies nicht zu
einer Erhéhung des Zuschusses zum laufen-
den Betrieb des Landeslabors fuhrt.

(4) Das Finanzministerium darf auf Antrag
einer obersten Landesbehdrde im Einver-
nehmen mit dem Zentralen Personalmana-
gement in der Staatskanzlei bei den obersten
Landesbehdrden insgesamt bis zu funf zu-
satzliche mit dem Vermerk ,kinftig wegfal-
lend“ (spatestens nach drei Jahren) zu ver-
sehende Planstellen oder Stellen bis zur
Besoldungsgruppe A 14 beziehungsweise R
1 oder der entsprechenden Entgeltgruppe in
den jeweiligen Einzelplanen ausbringen,
soweit dies zur Erfullung unvorhergesehener
und dringender Aufgaben erforderlich ist und
die Ausgaben hierfiir im jeweiligen Einzelplan
gedeckt werden. Ab 2023 ausgebrachte
Planstellen und Stellen sind anzurechnen.

(5) Das Finanzministerium darf auf Antrag
einer obersten Landesbehdérde im Einverneh-
men mit dem Zentralen Personalmanagement
in der Staatskanzlei insgesamt bis zu drei
zusatzliche mit dem Vermerk ,kunftig wegfal-
lend” (spatestens nach vier Jahren) zu verse-
hende Planstellen oder Stellen bis zur Besol-
dungsgruppe A 14 beziehungsweise R 1 oder
der entsprechenden Entgeltgruppe in den
jeweiligen Einzelplanen ausbringen, soweit
diese zur Entsendung an Institutionen der
Europaischen Union dienen. Die erforderli-
chen finanziellen Mehrbedarfe werden aus
dem Einzelplan 11 bereitgestellt. In den Vor-
jahren ausgebrachte Planstellen und Stellen
sind anzurechnen.

(6) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit jahrlich bis zu 50 zusatzliche mit
dem Vermerk ,klnftig wegfallend“ (spates-
tens nach 30 Monaten) zu versehende Stel-
len fur Referendarinnen und Referendare
(Anw. LG 2.2) im Einzelplan 09 auszubringen
und in die erforderlichen zusatzlichen Ausga-
ben einzuwilligen sowie die erforderlichen
zusatzlichen Mittel in den Titel 0902 - 428 04
umzusetzen, soweit diese innerhalb des Ein-
zelplanes gedeckt sind und soweit dies zur
Vermeidung von Wartezeiten bei der Einstel-
lung in den juristischen Vorbereitungsdienst
erforderlich ist.
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(7) Das Finanzministerium darf auf Antrag
des Ministeriums fir Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Kultur Planstellen und Stellen flr abzuord-
nende Lehrkrafte der Kapitel 0711 bis 0715
fur die Kapitel 0701 und 0717 ausbringen.

(8) Das Finanzministerium darf auf Antrag
des Ministeriums fur Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Kultur Planstellen und Stellen flr abzuord-
nende Lehrkrafte im Kapitel 0703 MG 04
ausbringen.

§ 14
Ermachtigungen fir sonstige Personal
bewirtschaftende MaRnahmen

(1) In der Landesverwaltung sollen 20 % der
neu zu besetzenden Stellen fir Auszubilden-
de, Anwarterinnen und Anwarter mit Schwer-
behinderten besetzt werden. Das Nahere
regelt die Staatskanzlei im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium.

(2) Innerhalb der Einzelplane dirfen in den
Kapiteln ausgebrachte Planstellen und Stel-
len auch in anderen Kapiteln in Anspruch
genommen werden. Dabei darf es zu keiner
Verstarkung des Kapitels 01 ,Ministerium®
kommen. Uber den weiteren Verbleib ist im
nachsten Haushaltsplan zu bestimmen.

(3) Das Finanzministerium darf bei Bedarf auf
Antrag der obersten Landesbehérden Stellen
fur Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer in
Planstellen umwandeln. Die Umwandlungen
darfen nicht zu Mehrausgaben fuhren.

(4) Ausgaben fir die Vergabe von Leistungs-
stufen nach § 28 Absatz 6 Besoldungsgesetz
Schleswig-Holstein in Verbindung mit der
Leistungsstufenverordnung vom 11. Novem-
ber 2008 (GVOBI. Schl.-H. S. 597), zuletzt
geandert durch Verordnung vom 4. Dezem-
ber 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 815), dirfen im
Rahmen der rechtlichen Bestimmungen aus
den verbindlichen Personalkostenansatzen
der Obergruppe 42 geleistet werden.
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(5) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
fur partiell dienstunfahige Beamtinnen und
Beamte, die bei anderen Einrichtungen weit-
erbeschaftigt werden kdnnen, bis zu 75 % der
Personalausgaben zu Lasten des Kapitels
1105 und zugunsten eines Zuschusses an
diese Einrichtung umzusetzen und zu diesem
Zweck eventuell erforderliche Titel einzurich-
ten.

(6) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
zum Abbau von Personalliberhangen in der
Landesverwaltung Planstellen und Stellen
einschlieBlich der Personalmittel umzuset-
zen.

(7) Bei den allgemeinbildenden Schulen (Ka-
pitel 0711 bis 0715) dirfen mit Einwilligung
des Finanzministeriums freie und besetzbare
Planstellen oder Stellen fur Lehrkrafte mit bis
zu zwei Lehrkraften in Ausbildung besetzt
werden. Die Ermachtigung gilt fur bis zu 700
Lehrkrafte in der Ausbildung. Jeweils drei
freie und besetzbare Planstellen fur Beam-
tinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst in
den allgemeinbildenden Schulen (Kapitel
0711 bis 0715) durfen mit Einwilligung des
Finanzministeriums mit einer Lehrkraft be-
setzt werden. Die Ermachtigung gilt fur bis zu
100 Lehrkrafte.

(8) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
die im Zusammenhang mit den bundesein-
heitlich durchzufihrenden Personalbedarfs-
berechnungen der Steuerverwaltung erfor-
derlichen Anderungen in den Stellenpléanen
des Kapitels 0505 vorzunehmen. In diesem
Zusammenhang durfen die aus stellenplan-
systematischen Grinden notwendigen Plan-
stellen und Stellen fur das vorhandene Per-
sonal mit den erforderlichen Vermerken in
den Stellenplanen angepasst und maximal
bis zu 20 Planstellen und Stellen ausgebracht
werden. Die Mallnahmen durfen nicht zur
Erhéhung der Ausgaben fiihren.
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(9) Der durch Teilzeitbeschaftigung im Rah-
men der Altersteilzeit nach § 63 Absatz 1
Landesbeamtengesetz freiwerdende Anteil
einer Planstelle darf nicht wiederbesetzt wer-
den. Im nachsten Haushalt ist die betreffende
Planstelle oder ein Aquivalent in Abgang zu
stellen oder mit einem Vermerk ,klnftig weg-
fallend spéatestens zum ...“ zu versehen. Als
Zeitpunkt des spatesten Wegfalls ist das
Ende der Altersteilzeit zu wahlen. Abwei-
chende Regelungen aus Vorjahren mit Bezug
auf arbeits- und beamtenrechtliche Regelun-
gen gelten fur Falle aus diesen Jahren fort.
Fir den Fall der Wiedereinfihrung der Al-
tersteilzeit im Tarifbereich fur die schleswig-
holsteinische Landesverwaltung gilt fur Tarif-
beschéaftigte Entsprechendes.

(10) Planstellen, die im laufenden Haushalts-
jahr durch die Inanspruchnahme der Vorru-
hestandsregelung nach § 36 Absatz 4 Lan-
desbeamtengesetz frei werden, dirfen nicht
wiederbesetzt werden. Im nachsten Haushalt
ist die betreffende Planstelle oder ein Aqui-
valent in Abgang zu stellen.

(11) Abfindungen an Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer dirfen in den jeweiligen Kapi-
teln zu Lasten der Titel der Gruppe 428 ge-
leistet werden. Die betreffende Stelle darf im
laufenden Haushaltsjahr nicht wiederbesetzt
werden. Im nachsten Haushaltsjahr ist die
Stelle oder ein Aquivalent in Abgang zu stel-
len. Das Nahere regelt das Finanzministeri-
um.

(12) Die obersten Landesbehdrden dirfen in
den Kapiteln 0301 und 0720 und den Haus-
haltsplanen der Hochschulen Planstellen und
Stellen heben, herabgruppieren und umwan-
deln. Das Finanzministerium und der Finanz-
ausschuss sind jeweils zum 31. Marz fir das
abgelaufene Jahr von den Anderungen der
Stellenplane und Stellenlbersichten zu infor-
mieren. Das Ministerium fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur kann diese Befugnis flir seinen
Zustandigkeitsbereich auf die Hochschulen
(Kapitel 0720 MG 06), mit Ausnahme der
Hochschulmedizin (Tatigkeit am UKSH),
Ubertragen.
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(13) Das Ministerium fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur wird ermachtigt, im Rahmen von
Hochschulprogrammen oder von Drittmittel
finanzierten Projekten fur die Hochschulen
auch mehrjahrige Zeitvertrage zuzulassen
oder abzuschlieRen. Uber die Veranderungen
ist der Finanzausschuss jahrlich zu unter-
richten.

(14) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
bei einer sich abzeichnenden Budgetlber-
schreitung im Folgejahr eine Beférderungs-
sperre fir das jeweilige Ressort zu erlassen.

(15) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
im Rahmen der ressortibergreifenden Ver-
mittlung von Beschaftigten auf anderweitig zu
besetzende Planstellen oder Stellen mit dem
Ziel des Abbaus von Personallberhangen im
Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts
Fortbildungsmittel umzusetzen.

(16) Die Staatskanzlei wird ermachtigt, der
Fachhochschule fir Verwaltung und Dienst-
leistung in Altenholz fir den Fachbereich
Allgemeine Verwaltung bis zu eine Beamtin
oder einen Beamten des Verwaltungsdiens-
tes unter Verzicht auf die Erstattung von
Personalausgaben zur Verfligung zu stellen.
Das Ministerium fir Inneres, Kommunales,
Wohnen und Sport wird ermachtigt, der
Fachhochschule fur Verwaltung und Dienst-
leistung in Altenholz fir den Fachbereich
Polizei bis zu funf Beamtinnen oder Beamte
der Laufbahngruppen 2.1 oder 2.2 unter Ver-
zicht auf die Erstattung von Personalausga-
ben zur Verfigung zu stellen.

(17) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Ministerium flr
Landwirtschaft, landliche Rdume, Europa und
Verbraucherschutz (Einzelplan 08) oder dem
Ministerium fir Energiewende, Klimaschutz,
Umwelt und Natur (Einzelplan 13) im Rahmen
von PersonalmalRnahmen Haushaltsmittel
und Planstellen zwischen der Hauptgruppe 4
des Einzelplans 08 oder des Einzelplans 13
und den Personalkostenzuschusstiteln
0802- 671 23 MG 21, 0804 -682 07 MG 03,
0804 - 682 08 MG 03, 1315-682 06 sowie
1315 - 682 07 umzusetzen.
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(18) Soweit zur Deckung eines voriberge-
henden unvorhergesehenen und unabweis-
baren vordringlichen Personalbedarfs Plan-
stellen und Stellen nach § 50 Absatz 2 und 4
LHO umgesetzt werden, wird das Finanzmi-
nisterium ermachtigt, diese flir den Zeitraum
der Umsetzung zu heben und umzuwandeln.
Der Finanzausschuss ist zum 31. Marz durch
das aufnehmende Ressort fir das abgelau-
fene Jahr von den Anderungen der Stellen-
plane und Stellenibersichten zu informieren.

(19) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit der Ein-
fuhrung des elektronischen Rechtsverkehrs
bis zu insgesamt 15 im Kapitel 0902 ausge-
brachte Stellen fir Rechtspflegeanwarterin-
nen oder Rechtspflegeanwarter und Justizo-
bersekretaranwarterinnen oder Justizoberse-
kretaranwarter in Planstellen der LG 2.1 und
LG 1.2 umzuwandeln sowie im Kapitel 0902
ausgebrachte Stellen fiir Auszubildende in
die erforderlichen  Stellen bei Titel
0902 - 428 01 umzuwandeln, soweit dies zur
Ubernahme der dafiir ausgebildeten Nach-
wuchskrafte erforderlich ist.

(20) Die obersten Landesbehdrden durfen
zum Zwecke des Wissenstransfers Planstel-
len und Stellen unmittelbar vor dem Aus-
scheiden des jeweiligen Stelleninhabers bis
zu einer Dauer von maximal sechs Monaten
doppelt besetzen. Die daraus entstehenden
Ausgaben sind grundséatzlich aus dem Per-
sonalbudget des jeweiligen Ressorts zu de-
cken. In begriindeten Einzelfallen kann das
Finanzministerium auf Antrag die zur De-
ckung bendtigten Haushaltsmittel aus dem
Einzelplan 11 umsetzen. Die Ressorts kon-
nen die Regelung auf ihren Geschéaftsbereich
ausweiten; die Satze 1 bis 3 gelten entspre-
chend. Die Falle gemaR Satz 4 sind aus dem
eigenen Budget zu decken.

(21) Die Staatskanzlei wird ermachtigt, an
Stelle von funf Anwarterinnen oder Anwartern
fur den mittleren Dienst (LG 1.2) im Einstel-
lungsjahr 2027 funf Regierungsinspektoran-
warterinnen oder Regierungsinspektoran-
warter (LG 2.1) einzustellen und die Stellen
entsprechend umzuwandeln.

Anpassung an das Haushaltsjahr.
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(22) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums flr Inneres,
Kommunales, Wohnen und Sport, des Minis-
teriums fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Tech-
nologie und Tourismus, des Ministeriums fir
Landwirtschaft, landliche Raume, Europa und
Verbraucherschutz oder des Ministerium flr
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
Natur zur Steigerung der Attraktivitat techni-
scher Berufe Planstellen und Stellen zu he-
ben sowie mit Zulagen zu versehen, soweit
die damit verbundenen Ausgaben aus Titel
1111 - 971 07 gedeckt sind.

(23) Bei den berufsbildenden Schulen (Kapi-
tel 0703 MG 04) durfen mit Einwilligung des
Finanzministeriums freie und besetzbare
Planstellen oder Stellen fur Lehrkrafte mit bis
zu zwei Lehrkraften in Ausbildung besetzt
werden. Die Ermachtigung gilt fir bis zu 70
Lehrkrafte in der Ausbildung. Jeweils drei
freie und besetzbare Planstellen fir Beam-
tinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst in
den berufsbildenden Schulen (Kapitel 0703
MG 04) durfen mit Einwilligung des Finanz-
ministeriums mit einer Lehrkraft besetzt we-
den. Die Ermachtigung gilt fir bis zu 10
Lehrkrafte.

§ 15
Ubernahme von gepriften Nachwuchs-
kraften

Das Finanzministerium wird ermachtigt, auf
Antrag der obersten Landesbehdrden

1. bis zu 137 zusatzliche mit dem Vermerk
.Kinftig wegfallend mit Ausscheiden der
Stelleninhaberin oder des Stelleninhabers,
spatestens nach 18 Monaten“ zu versehen-
de Planstellen oder Stellen in den jeweiligen
Einzelplanen auszubringen, soweit sie zur
Ubernahme aller Nachwuchskréfte - Beam-
tinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbe-
reitungsdienst und Auszubildende - erfor-
derlich sind, die ihre Ausbildung in der
Staatskanzlei, in der Justiz und dem Justiz-
vollzug, in der Steuerverwaltung des Landes
Schleswig-Holstein, beim Ministerium flr
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
Natur, im Landesamt fir Umwelt, im Lan-
desbetrieb flr Kistenschutz, Nationalpark
Schleswig-Holstein, beim Ministerium flr
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
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Natur, im Landesamt fiur Umwelt, im Lan-
desbetrieb flr Kistenschutz, Nationalpark
und Meeresschutz, im Landeslabor, im
Landesamt fir Vermessung und Geoinfor-
mation sowie im Landesarchiv abgeleistet
und die entsprechende Abschlussprifung
bestanden haben,

2. gemall Nummer 1 ausgebrachte Planstel-
len oder Stellen mit unveranderter Laufzeit
des jeweiligen kw-Vermerkes in einen an-
deren Einzelplan umzusetzen,

3. im Kapitel 0410 bis zu 150 zusatzliche, mit
dem Vermerk ,kinftig wegfallend mit Aus-
scheiden der Stelleninhaberin oder des
Stelleninhabers, spatestens nach 18 Mona-
ten“ zu versehende Planstellen auszubrin-
gen, soweit solche Planstellen zur Uber-
nahme aller Nachwuchskréafte der Landes-
polizei nach bestandener Prifung erforder-
lich sind,

4. im Einzelfall und im Einvernehmen mit dem
Zentralen Personalmanagement in der
Staatskanzlei einen nach Nummer 1 und 3
ausgebrachten kw-Vermerk um bis zu 18
Monate auf maximal 36 Monate zu verlan-
gern, soweit eine andere freie Planstelle
oder Stelle zur Besetzung durch eine Uber-
nommene Nachwuchskraft nicht zur Verfi-
gung steht.

§ 16
Grundstiicksangelegenheiten

(1) Das Finanzministerium darf Ausnahmen
von den Bestimmungen des § 63 Absatz 3
und 4 LHO in folgenden Fallen zulassen:

1. Zur grundbuchrechtlichen Bereinigung der
Eigentumsverhaltnisse an landeseigenen
StralRen und Grundstlicken;

2. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen
Ubertragung des Eigentums oder der Nut-
zungsbefugnisse an Dritte zur Nutzung im
offentlichen Interesse, soweit das Land
gemall § 1 Absatz5 Bundeswasserstra-
Rengesetz Eigentimer oder Nutzungsbe-
rechtigter an gewonnenen Land- und Ha-
fenflachen und errichteten Bauwerken ge-
worden ist; § 64 Absatz 2 und 3 LHO finden

Eine Erhéhung auf 150 kw-Stellen ist not-
wendig, um die Ubernahme der Anzahl der
Absolventinnen und Absolventen zu den
Zeitpunkten 01.02.2027 und 01.08.2027 zu
gewébhrleisten.
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insoweit keine Anwendung; ab einer Grund-
stlicksflache von mehr als 5.000 gm ist bei
Ubertragung des Eigentums der Finanz-
ausschuss vor Einwilligung zu unterrichten;

3. zur mietzinsfreien Uberlassung von lan-
deseigenen Liegenschaften an Gemeinden
und Gemeindeverbande, soweit und solan-
ge diese der Unterbringung von Asylsu-
chenden, Flachtlingen (Erst- und An-
schlussunterbringung) und Kriegsvertriebe-
nen aus der Ukraine dienen; die Uberlas-
sung erfolgt in dem jeweiligen aktuellen
Bauzustand ohne Ubernahme von Herrich-
tungs- oder Unterhaltungskosten.

(2) In Einzelfallen wird zugelassen, dass
landeseigene Grundstlicke in Gebieten, die
die Voraussetzung fur die Durchfuhrung von
Sanierungsmalnahmen und Entwicklungs-
mafnahmen im Sinne der §§ 136 bis 171 des
Baugesetzbuchs erflillen, auch ohne eine
entsprechende formliche Festlegung des
Gebiets oder Férderung der Malinahme zum
sanierungs- oder entwicklungsunbeeinfluss-
ten Grundstickswert an die Gemeinde ver-
aulert werden, wenn sich diese zur Durch-
fuhrung der beabsichtigten stadtebaulichen
MaRnahmen auf dem Grundstick innerhalb
von funf Jahren verpflichtet.

(3) Die Fachministerien durfen im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium landeseige-
ne Grundstlicke, die der Sicherung von Fla-
chenanspriichen des Naturschutzes dienen
sollen, unentgeltlich auf die Stiftung Natur-
schutz oder andere geeignete Trager Uber-
tragen. Die Ubertragung von Grundstiicken
mit einem geschatzten Gesamtwert von mehr
als 250.000 Euro bedarf der Zustimmung des
Finanzausschusses.

(4) Das Ministerium fur Energiewende, Kili-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
den Pachterinnen und Pachtern von landes-
eigenen Fischereigehdften vertraglich den
Ersatz von Kosten fiir Renovierungsarbeiten
sowie fur Um- und Einbauten zuzusichern.
Bei Inanspruchnahme sind die Ausgaben zu
decken.
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(5) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem Ministerium fir
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur ein landeseige-
nes Grundstick in Libeck (noch zu vermes-
sende Teilflache der Flur 4 in der Gemarkung
Strecknitz) fir die Erweiterung einer Fraun-
hofer-Einrichtung an die Fraunhofer-Gesell-
schaft zu veraufiern.

(6) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Allgemeine
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur oder des Ministeriums flr
Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integra-
tion und Gleichstellung zum Zweck der Er-
richtung preisglnstigen studentischen
Wohnraums sowie zur Errichtung von Kin-
dertagesstatten Erbbaurechte an Grundstu-
cken unter teilweisem oder vollstandigem
Verzicht auf den Erbbauzins zu bestellen.

(7) Das Finanzministerium wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Ministerium fir Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur die landeseigene Lie-
genschaft Klaus-Groth-Platz 2 in Kiel fur die
Nutzung als Tagesklinik fiir Psychosomatik
und Psychotherapie und die landeseigene
Liegenschaft Niemannsweg 4 in Kiel fir die
Nutzung als Psychotherapeutische Ambulanz
an die Zentrum fur Integrative Psychiatrie ZIP
gGmbH zu veraufRern.

(8) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
zum Zweck der Schaffung bezahlbaren
Wohnraums landeseigene Grundstlicke auf
Sylt an die Gemeinde Sylt zu verduflern oder
mit einem Erbbaurecht zu belasten. Ein
Preisnachlass kann bis zu einem symboli-
schen Kaufpreis von 1 Euro gewahrt werden
oder es kann auf einen Erbbauzins teilweise
oder vollstandig verzichtet werden, wenn
nachgewiesen wird, dass ein vollstandiger
Wertausgleich durch Belegungsrechte fir
Landesbedienstete sichergestellt ist.

Die Erméachtigung des bisherigen Absatz 9
wird nicht mehr bendtigt.
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(9) Das Finanzministerium wird ermachtigt, an
der landeseigenen Liegenschaft in Kiel Flur
17, Flurstick 734, Flur 18, Flurstucke 472 und
474 der Gemarkung Kiel-N sowie Flur 18,
Flurstiicke 541, 546, 544 und 549 der Gemar-
kung Kiel-N, in GroRe von insgesamt 7.684
gm, Postanschrift Lorentzendamm 6-8, ein
Erbbaurecht zu Gunsten der Urbane Impulse
GmbH, Kiel, oder einer seitens der Nutzer der
JAlten Mu® noch zu grindenden Genossen-
schaft fur Wohnen und/oder Arbeiten bestel-
len, wenn vertraglich sichergestellt ist, dass
ein wirtschaftlich tragfahiges, genehmigungs-
fahiges Konzept vorliegt, das der dort ange-
siedelten kreativen Szene eine dauerhafte
Perspektive erhalt und dass zu diesem Zweck
eine konzeptentsprechende Nutzung langfris-
tig festgeschrieben sowie die Spekulation mit
Grund und Boden sowie aufstehenden Ge-
bauden der genannten Liegenschaft ebenso
langfristig ausgeschlossen und eine anteilige
Nutzung fur den sozial vertraglichen Woh-
nungsbau festgeschrieben ist. Der Erbbauzins
wird auf Grundlage einer Wertermittiung und
in Abhangigkeit der geplanten Nutzungsarten
und Nutzungsanteile ermittelt. Die Bewertung
erfolgt durch die GMSH.

(10) Das Finanzministerium darf abweichend
von § 63 Absatz 3 und 4 LHO zur verbilligten
Beschaffung von Bauland gestatten, dass
landeseigene Grundstiicke an Kommunen
oder Dritte unter dem vollen Wert veraulRert
werden, wenn sichergestellt ist, dass diese
Grundstlicke binnen angemessener Frist, die
in der Regel funf Jahre nach Abschluss des
Kaufvertrages nicht (bersteigen soll, min-
destens zu zwei Dritteln zu Zwecken des
sozialen Wohnungsbaus bebaut werden.
Eine Quotierung ist mdglich, wenn sicherge-
stellt ist, dass mindestens zwei Drittel der neu
entstandenen Wohneinheiten dem oben ge-
nannten Zweck entsprechen. Der Einwilli-
gung des Landtags nach § 64 Absatz 2 LHO
bedarf es in diesen Fallen nicht. Das Nahere
bestimmen Richtlinien des Finanzministeri-
ums. Unterbleibt die Bebauung, ist das Ei-
gentum an dem Grundstick auf das Land
rickzutbertragen. Die hierbei anfallenden
Kosten hat die Wiederverkauferin oder der
Wiederverkaufer zu tragen.

Folgeénderung.

Folgeénderung.
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(11) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Allgemeine
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur Erbbaurechte an Grund-
sticken zugunsten der Fraunhofer-Gesell-
schaft flir das Gelande der ehemaligen Ge-
sellschaft fur Marine Aquakultur mbH (GMA) in
Bldsum unter vollstandigem Verzicht auf den
Erbbauzins zu bestellen.

(12) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur wird ermachtigt, im Einvernehmen
mit dem Finanzministerium die Liegenschaft
LAlter Botanischer Garten“ an die Landes-
hauptstadt Kiel unentgeltlich zu iibertragen.

Folgeénderung

Der Alte Botanische Garten war urspriing-
lich Teil der Christian-Albrechts-Universitét
(CAU) und wurde zur Forschung und Lehre
genutzt. Seit vielen Jahren ist er fiir diesen
Zweck entbehrlich durch die Schaffung
eines neuen Botanischen Gartens. Die
Stadt Kiel iibernimmt seit 1981 in Absprache
mit der CAU die Pflege des Alten Botani-
schen Gartens, gemeinsam mit dem Verein
zur Erhaltung und Férderung des Alten
Botanischen Gartens e. V.
Da das Grundstiick unter verschiedenen
Auflagen - u.a. Wegerechte, Aufenthaltsrech-
te fiir die Offentlichkeit, Nutzung des Kultur-
hauses - fiir entbehrlich erklart wurde, soll nun
das Grundstiick bis 2027 (ibertragen werden.
Die Ubertragung des Alten Botanischen Gar-
tens soll unentgeltlich erfolgen, da die Stadt
Kiel seit 1981 bereits die Pflegeleistungen von
jéhrlich 40,0 T€ erbracht hat. Sie ist nicht zu
weiteren Pflegekosten bereit und erwartet
aufgrund der in der Vergangenheit erbrachten
Pflegeleistungen eine unentgeltliche Ubertra-
gung. Es ist aus Sicht des MBWFK angezeigt,
dieser Erwartung nachzukommen. Damit
sollen zukiinftige Kosten fiir Pflege und Be-
treibung der Liegenschaft - auch Instandhal-
tung und Sanierung von Wegen - von der
CAU ferngehalten werden. Da das Grund-
stiick unter verschiedenen Auflagen - u.a.
Wegerechte, Aufenthaltsrechte fiir die Of-
fentlichkeit, Nutzung des Kulturhauses - fiir
entbehrlich erklart wurde, soll nun das
Grundstiick bis 2027 (ibertragen werden.
Grundsétzlich ist bei jeglichen Grundstiicks-
geschéften eine Mehrerlésklausel von min-
destens 50 % und lber mindestens 15 Jahre
mit den K&ufern zu vereinbaren. Dies wird bei
den Vertragsverhandlungen mit der Stadt Kiel
bertlicksichtigt.
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(13) Das Ministerium fir Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Kultur wird ermachtigt, im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium die Liegenschaft Dis-
ternbrooker Weg 20 ,GEOMAR Westuferge-
baude® in Kiel fir die Realisierung eines Mee-
resvisualisierungszentrums unentgeltlich an
die Landeshauptstadt Kiel zu veraullern.

(14) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Kultur wird ermachtigt, im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium das Flurstick 57 der
Flur 21 der Gemarkung Kiel-H in Kiel von der
Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben mit
dem Ziel zu erwerben, dieses Flurstick dem
Studentenwerk Schleswig-Holstein unter voll-
stdndigem Verzicht auf den Erbbauzins zu
Uberlassen.

(15) Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Tourismus und Technologie wird er-
machtigt, im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium die Flursticke 177/1; 236;
279/169 und 578 Gemarkung Brunsbdittel,
Flur 071 in Brunsbattel sidlich des Hafens
Ostermoor zu veraulern und gegenseitige
Ruckkaufoptionen zu vereinbaren. Das Mi-
nisterium fur Wirtschaft,Verkehr, Arbeit, Tou-
rismus und Technologie darf die Rickkauf-
option bei Vorliegen der vertraglichen Vor-
aussetzungen auslben, soweit die Finanzie-
rung gesichert ist.

§17
Sonstige Vermdgensgegenstande

(1) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird
zugelassen, dass von Landesdienststellen
entwickelte oder erworbene Programme der
automatisierten Datenverarbeitung unent-
geltlich an Stellen der 6ffentlichen Verwaltung
abgegeben werden, soweit Gegenseitigkeit
besteht.

(2) Das Finanzministerium darf Ausnahmen
von den Bestimmungen des § 63 Absatz 3
und 4 LHO zulassen

Folgeénderung.

Konkretisierung der Bezeichnung des Flur-
stiicks.

Die Erméchtigung des bisherigen Absatz 16
wird nicht mehr benétigt.

Folgeénderung.
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1. zur unentgeltlichen Ubertragung des Ei-
gentums von fir Zwecke des Landes ent-
behrlichen Geraten, Einrichtungsgegen-
stdnden und Fahrzeugen an osteuropaische
Staaten, insbesondere Ostseeanrai-
nerstaaten, sofern eine Ersatzbeschaffung
nicht erforderlich ist oder die Aufwendungen
fir eine Ersatzbeschaffung im Haushalt
veranschlagt oder bereits finanziert sind,

2. zur unentgeltlichen Ubertragung des Ei-
gentums oder zur unentgeltlichen Uberlas-
sung der Nutzung von Vermogensgegen-
stdnden in landeseigenen Hafen oder der
Ubertragung oder Uberlassung unter vollem
Wert,

3. zur unentgeltlichen Ubertragung des Ei-
gentums an Containern, die urspringlich fur
die Unterbringung von Asylsuchenden und
Fluchtlingen vorgesehen waren, an

a) schleswig-holsteinische Kommunen flr
Aufgaben der Daseinsvorsorge,

b) in Schleswig-Holstein befindliche Schu-
len in 6ffentlicher oder freier Tragerschaft,

c) als gemeinnitzig im Sinne der Abgaben-
ordnung anerkannte Koérperschaften mit
Sitz in Schleswig-Holstein zur Verfolgung
ihrer als gemeinnitzig anerkannten Zwe-
cke;

die Uberlassung der Container erfolgt nach
vorheriger Bestatigung der Entbehrlichkeit
durch das Ministerium flir Soziales, Jugend,
Familie, Senioren, Integration und Gleich-
stellung ohne jegliche Gewahrleistungsver-
pflichtung des Landes und ohne Ubernahme
weiterer Kosten, zum Beispiel fur Transport,
Schaffung der Infrastruktur, Rickbau und
Unterhaltung,

4. zur Veraulierung von Containern unter
ihrem vollen Wert nach vorheriger Bestati-
gung der Entbehrlichkeit durch das Ministe-
rium fur Soziales, Jugend, Familie, Senio-
ren, Integration und Gleichstellung; sofern
dabei im Einzelfall vom vollen Wert um mehr
als 50.000 Euro abgewichen wird, bedarf die
Veraulerung der Zustimmung des Finanz-
ausschusses,
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(3) Ausnahmen von den Bestimmungen des
§ 63 Absatz 2 LHO werden zugelassen zur
Ubertragung des Eigentums an Vermégens-
gegenstanden des Landes im Rahmen von
internationalen Hilfeleistungsersuchen bis zu
einem Wert von 50.000 Euro pro Hilfeersu-
chen, sofern die Finanzierung der Ersatzbe-
schaffung gedeckt ist. Die Uberlassung erfolgt
ohne Ubernahme weiterer Kosten, zum Bei-
spiel fur Transport.

(4) Nach § 63 Absatz 3 Satz 2 LHO wird zu-
gelassen, dass das Eigentum an Kulturgttern
unentgeltlich Ubertragen werden kann, wenn
ein entsprechender Schiedsspruch des
Schiedsgerichts NS-Raubgut ergeht.

§18
Blrgschaften und andere Sekundar-
verpflichtungen

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
gemeinsam mit dem jeweils zustandigen
Fachministerium zur Forderung der schles-
wig-holsteinischen Wirtschaft Blrgschaften
und Gewabhrleistungen zu Ubernehmen sowie
Kreditauftrage zu erteilen. Die Gesamthéhe
der Verpflichtungen aus den Sicherheitsleis-
tungen darf 500.000.000 Euro nicht Uberstei-
gen. In Anspruch genommene Erméachtigun-
gen aus Vorjahren sind anzurechnen.

(2) Uber die Ermachtigung des Absatzes 1
hinaus darf das Finanzministerium gemein-
sam mit dem Ministerium fir Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus zur
Sicherung der Finanzierung des Schiffbaus
auf schleswig-holsteinischen Werften Blrg-
schaften, Garantien und sonstige Gewahr-
leistungen bis zum Hochstbetrag von insge-
samt 500.000.000 Euro ubernehmen. In An-
spruch genommene Erméachtigungen aus
Vorjahren sind anzurechnen.

Die Erméchtigung der bisherigen Absatz 2
Nummer 5 wird nicht mehr benétigt.
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(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
gemeinsam mit dem jeweils zustandigen
Fachministerium Bilrgschaften, Garantien
oder sonstige Gewahrleistungen im Zusam-
menhang mit der Abdeckung von Haftpflicht-
risiken oder kunftigen finanziellen Verpflich-
tungen, die sich insbesondere aus Tatigkei-
ten ergeben, die in den Anwendungsbereich
des Atomgesetzes oder der aufgrund dieses
Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen
fallen, bis zur HOhe von insgesamt
75.000.000 Euro zu ubernehmen. In An-
spruch genommene Ermachtigungen aus
Vorjahren sind anzurechnen.

(4) Das Finanzministerium darf gemeinsam
mit dem Ministerium fir Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur zur Absicherung der dem Land
Schleswig-Holstein, der Stiftung Schleswig-
Holsteinische Landesmuseen Schloss Got-
torf, der Stiftung Schloss Eutin, der Kunsthal-
le zu Kiel der Christian-Albrechts-Universitat,
der Kulturstiftung Hansestadt Libeck und
dem Museum Danevirke Uberlassenen Leih-
gaben Landesgarantien und in Ausnahmefal-
len verschuldensunabhangige Haftungen bis
zur Hoéhe von insgesamt 300.000.000 Euro
ubernehmen. In Anspruch genommene Er-
machtigungen aus Vorjahren sind anzurech-
nen. Das Nahere regelt das Ministerium fir
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur in Abstimmung
mit dem Finanzministerium in einer Richtlinie.

(5) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
der IT-Verbund Schleswig-Holstein A6R (IT-
VSH) im Rahmen einer Vereinbarung eine
teilweise Haftungsfreistellung durch das Land
Schleswig-Holstein von der Tragerhaftung fiir
Dataport nach § 2 Absatz 5 des Dataport-
Staatsvertrages vom 27. August 2003, Anla-
ge zum Gesetz vom 15. November 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 557), zuletzt geandert
durch Staatsvertrag vom 29. November 2019,
Anlage zum Gesetz vom 30. Marz 2020
(GVOBI. Schl.-H. S. 170), bis zu einer Ge-
samthéhe von 10.000.000 Euro zuzusichern.
Durch geeignete Regelungen ist sicherzu-
stellen, dass das Land Schleswig-Holstein
von der IT-VSH erst in Anspruch genommen
werden kann, wenn der Anteil der IT-VSH an
dem Stammkapital von Dataport aufge-
braucht ist.
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(6) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
zugunsten des Universitatsklinikums Schles-
wig-Holstein fir Forderungen der Projektge-
sellschaft Immobilienpartner UKSH GMBH
gemal § 16.4.1 des am 30. September 2014
geschlossenen OPP-Vertrages eine Biirg-
schaft zu Ubernehmen. Die Gesamthdhe
dieser Blrgschaft darf 50.000.000 Euro nicht
Uberschreiten. Inanspruchnahmen aus Vor-
jahren sind anzurechnen.

§19
Ermachtigungen fir den Geschaftsbereich
des Ministeriums fur Inneres, Kommunales,
Wohnen und Sport

(1) Das Ministerium fir Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport wird ermachtigt, eine
Freihalteerklarung gegenuber dem Statisti-
schen Amt fir Hamburg und Schleswig-Hols-
tein - Anstalt des 6ffentlichen Rechts flir an-
teilige Beihilfeanspriche von Ruhestandsbe-
amtinnen und Ruhestandsbeamten, soweit
sie auf Beschaftigungszeiten beim Land
Schleswig-Holstein beruhen, flr die gemaf
versicherungsmathematischem  Gutachten
zum Jahresabschluss jeweils berechnete
erforderliche Hohe abzugeben.

(2) Das Ministerium fir Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
die Investitionsbank  Schleswig-Holstein
(IB.SH) mit der Umsetzung eines Woh-
nungsbauprogrammes fur Menschen mit
geringem Einkommen zur Schaffung von
preisglinstigen Wohnungen zu beauftragen
und der IB.SH die Erstattung der aus der
Refinanzierung entstehenden Zinsen zuzu-
sagen.

(3) Das Ministerium flr Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport darf sich im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium gegen-
Uber der IB.SH verpflichten, Darlehen, die die
IB.SH ab dem 1. Januar 2016 im Zusam-
menhang mit dem Wohnungsbauprogramm
fur Menschen mit geringem Einkommen zur
Schaffung von preisglnstigen Wohnungen
gewahrt, auf Anforderung der IB.SH zum
Nennwert zu Gbernehmen.
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(4) Das Ministerium fur Inneres, Kommuna-
les, Wohnen und Sport wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
die IB.SH zu beauftragen, zur Bereitstellung
von zusatzlichen zinsgunstigen Darlehen im
Rahmen der sozialen Wohnraumférderung
Mittel von bis zu 695.000.000 Euro im Jahr
2027 am Finanzmarkt aufzunehmen sowie
der IB.SH die Erstattung des aus der Refi-
nanzierung entstehenden Zinsbedarfes zu-
zusagen. In Anspruch genommene Ermach-
tigungen aus Vorjahren (2026 bis zu
475.000.000 Euro) sind anzurechnen.

§ 20
Ermachtigungen fir den Geschaftsbereich
des Finanzministeriums

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
fur den Fachbereich Steuerverwaltung der
Fachhochschule fiir Verwaltung und Dienst-
leistung in Altenholz das notwendige Perso-
nal, insgesamt bis zu 11 Personen, gegen
Kostenlbernahme zur Verfiigung zu stellen.

(2) Das Finanzministerium darf im Zusam-
menhang mit den Auswirkungen von Tier-
seuchen gegen Deckung zusatzliche Haus-
haltsmittel bereitstellen, erforderliche neue
Titel einrichten und Haushaltsmittel umset-
zen.

(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
die zur Aufgabenerledigung der Fachaufsicht
Geschéftsbereich Bundesbau durch das Amt
fur Bundesbau erforderlichen Anpassungen
aufgrund sich andernder Aufgaben und Bau-
volumina vorzunehmen. In diesem Zusam-
menhang durfen erforderliche Titel ein-
schlieBlich Verpflichtungsermachtigungen mit
den entsprechenden Ansatzen und den ent-
sprechenden Haushaltsvermerken sowie im
Einvernehmen mit dem Bund Planstellen und
Stellen ausgebracht oder geandert werden,
soweit die Finanzierung der MafRnahmen
gedeckt ist.

Die Landesregierung hat beschlossen die
soziale Wohnraumférderung auch in 2027
mit dem notwendigen Mittelbedarf zur Fér-
derung von 2.000 WE auszustatten. Hierfiir
ist eine Kontingenterhbhung fiir das Pro-
grammjahr 2027 in Héhe von 220 Mio. Euro
erforderlich.
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(4) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
mit den Offentlich-rechtlichen Religionsge-
meinschaften eine Vereinbarung Uber die
Verteilung von Versorgungslasten bei Wech-
sel von Beamtinnen und Beamten oder Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten zwi-
schen dem Land und den o&ffentlich-rechtli-
chen Religionsgemeinschaften abzuschlie-
Ren, die den Regelungen des Gesetzes zu
dem Staatsvertrag tUber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und lander-
Ubergreifenden Dienstherrenwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungsgesetz - VersLastG)
vom 3. Juni 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 493)
entspricht.

(5) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit den zustandigen Ressorts im
Zusammenhang mit der Verwaltung von
Sondervermégen des Landes sowie der Um-
setzung der aus diesen Sondervermdgen
finanzierten Programme Titel und Verpflich-
tungsermachtigungen mit den entsprechen-
den Haushaltsvermerken einrichten oder
andern sowie in zusatzliche Ausgaben und
Verpflichtungen einwilligen, soweit die Finan-
zierung der MaRnahmen gedeckt ist.

(6) Kassengeschéafte fur die von der IB.SH
verwalteten Sondervermégen des Landes
dirfen vom Finanzministerium - Landeskas-
se - wahrgenommen werden. Das Nahere,
insbesondere die Sicherstellung des Zah-
lungsausgleichs zum Jahresende, ist zwi-
schen dem Finanzministerium und der IB.SH
zu vereinbaren.

(7) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Inneres,
Kommunales, Wohnen und Sport zur Umset-
zung des kommunalen Infrastrukturpro-
gramms erforderliche Titel einschlieRlich
Verpflichtungsermachtigungen und der ent-
sprechenden Haushaltsvermerke einrichten
oder andern und in zusatzliche Ausgaben
oder Verpflichtungen einwilligen, soweit die
Finanzierung gedeckt ist.
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(8) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
nach der Auflésung der hsh finanzfonds AGR
und der hsh portfoliomanagement A6R flr
nachfolgende Ausgaben die erforderlichen
Titel und Haushaltsvermerke einzurichten
und zu andern sowie zusatzliche Ausgaben
zu leisten, soweit die Finanzierung gedeckt
ist.

(9) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
die Spielbanken SH GmbH und deren Toéch-
terunternehmen zu veraul3ern.

§ 21
Ermachtigungen fur den Geschaftsbereich
des Ministeriums fur Landwirtschaft, 1andli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz

(1) Das Ministerium fir Landwirtschaft, land-
liche Raume, Europa und Verbraucherschutz
wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium  Aufgabenibertragungs-
vertrage mit der IB.SH gemal § 8 des Inves-
titionsbankgesetzes vom 7. Mai 2003 (GVO-
Bl. Schl.-H. S. 206), geandert durch Artikel 1
des Gesetzes zur Anderung des Investitions-
bankgesetzes vom 29. April 2022 (GVOBI.
Schl.-H. S. 549), zur Ubertragung der ver-
waltungsmaRigen Durchfihrung der EU-For-
derprogramme der ,Europaischen Territoria-
len Zusammenarbeit* (INTERREG) abzu-
schlielen. Das Ministerium fir Landwirt-
schaft, landliche Raume, Europa und Ver-
braucherschutz wird des Weiteren ermach-
tigt, gegeniber der EU Gewahrleistungen fiir
die Beteiligung von Partnern aus Schleswig-
Holstein an den Forderprogrammen der Eu-
ropaischen Territorialen Zusammenarbeit®
bis zu einem Betrag von 15.000.000 Euro zu
Ubernehmen. In Anspruch genommene Er-
machtigungen aus Vorjahren sind anzurech-
nen.
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(2) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fir Landwirt-
schaft, landliche Raume, Europa und Ver-
braucherschutz im Zusammenhang mit dem
Wasserstoffprojekt ,,H2ignite” erforderli-
che Titel einschlieBlich Verpflichtungser-
machtigungen mit den entsprechenden An-
satzen und entsprechenden Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen, zu andern,
in zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtun-
gen einzuwilligen sowie Planstellen und Stel-
len umzusetzen, zu heben oder umzuwan-
deln, soweit die Finanzierung der MalRnahme
im Einzelplan 08 gedeckt ist.

(3) Das Ministerium fir Landwirtschaft, landli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz
wird ermachtigt, bei gemeinsam mit der Eu-
ropaischen Union (EU) finanzierten Mal3nah-
men Zusagen in Hohe der jeweils vorgese-
henen EU-Fdrdermittel zu machen oder ent-
sprechende Zahlungen zu leisten, soweit
diese im Rahmen der bestehenden Ausga-
beermachtigungen eingelést werden kénnen.
Diese Ermachtigung gilt fir folgende gemein-
sam mit der EU finanzierte Programme:

1. Programm des Landes Schleswig-Holstein

zur Entwicklung des landlichen Raumes nach
der Verordnung (EU) Nr. 2021/2115 des
Europaischen Parlaments und des Rates
vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften fiir
die Unterstitzung der von den Mitglieds-
taaten im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik zu erstellenden und durch
den Europaischen Garantiefonds fir die
Landwirtschaft (EGFL) und den Europai-
schen Landwirtschaftsfonds fiir die Ent-
wicklung des landlichen Raums (ELER) zu
finanzierenden Strategiepldne (GAP-Stra-
tegiepldane) und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013.

2. Deutsches Programm fir den Europai-
schen Meeres-, Fischerei- und Aquakultur-
fonds (EMFAF) 2021 bis 2027 (CCI-
Nr. 2021 DE14MFPRO001) gemal Verord-
nung (EU) 2021/1139 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021
Uber den Europaischen Meeres-, Fischerei-
und Aquakulturfonds und zur Anderung der
Verordnung (EU) 2017/1004 in der jeweils
aktuellen Fassung.

Beendigung  des  Wasserstoffprojekts
+GREATER4H* (vgl. Ausschussprotokoll
Europaausschuss 20/35 vom 01.10.2025,
Tz. 3).

Konkretisierung des geltenden Programms
(siehe urspriingliche Fassung ,sowie das
Folgeprogramm?®).



- 46 -

(4) Das Ministerium fur Landwirtschaft, landli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz
wird ermachtigt, eine Freihalteerklarung ge-
genluber den Schleswig-Holsteinischen Lan-
desforsten - Anstalt des 6ffentlichen Rechts
fur anteilige Pensionsanspriiche an Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte,
soweit sie auf Beschaftigungszeiten beim
Land Schleswig-Holstein beruhen, in Hoéhe
von 255.000 Euro und fir anteilige Pensions-
beihilfeanspriiche an Ruhestandsbeamtinnen
und Ruhestandsbeamte, soweit sie auf Be-
schaftigungszeiten beim Land Schleswig-
Holstein beruhen, in H6he von 30.000 Euro
abzugeben.

(5) Das Ministerium fir Landwirtschaft, landli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz
wird ermachtigt, gegenuber der Landwirt-
schaftskammer Schleswig-Holstein auf die
Abfuhrung von Einnahmen aus Gebuhren,
BuRgeldern und sonstigen Erldsen, die Uber
den in die Berechnung des Zuschusses bei
Titel 0802 - 671 23 MG 21 eingestellten Ein-
nahmebetrag hinausgehen, zu verzichten,
soweit diese zusatzlichen Einnahmen zur
Deckung von notwendigen Kosten der Land-
wirtschaftskammer aus der Wahrnehmung
der Weisungsaufgabe verwendet werden.

(6) Das Ministerium fir Landwirtschaft, landli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz-
wird ermachtigt, der Akademie fiir landliche
Raume e.V. im Landesamt fur Landwirtschaft
und nachhaltige Landentwicklung am Stand-
ort Flintbek Buroinfrastruktur in einem Ge-
genwert von bis zu 10.000 Euro zur unent-
geltlichen Nutzung zur Verfigung zu stellen.
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(7) Das Ministerium fur Landwirtschaft, landli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz
wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium die zum Zweck der Wahr-
nehmung der Zustandigkeiten des Landes
Schleswig-Holstein nach dem Konsumcan-
nabisgesetz vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024
I Nr. 109, S. 2), geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 20. Juni 2024 (BGBI. 2024 | Nr.
207), erforderlichen Titel einschlieRlich Ver-
pflichtungsermachtigungen mit den erforderli-
chen Ansatzen, Haushaltsvermerken und
Erlauterungen einzurichten, umzusetzen, zu
andern, in zusatzliche Ausgaben und Ver-
pflichtungen einzuwilligen sowie Planstellen
und Stellen auszubringen, umzusetzen, zu
heben oder umzuwandeln, soweit die Finan-
zierung der MaRnahmen gedeckt ist.

(8) Das Ministerium fir Landwirtschaft, landli-
che Raume, Europa und Verbraucherschutz
wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium die zum Zweck des Be-
triebs der EDV-Ldsung DigiFischDok fur das
Land Schleswig-Holstein und der Umsetzung
einer Verwaltungsvereinbarung der Lander
Uber die Nutzung der EDV-L6sung DigiFisch-
Dok zur landertbergreifenden Kooperation
beim Betrieb und der Weiterentwicklung bun-
desweit nutzbarer digitalisierter fischereilicher
Verwaltungsleistungen erforderlichen Titel
ein-schliellich Verpflichtungsermachtigungen
mit den erforderlichen Ansatzen, Haushalts-
vermerken und Erlauterungen einzurichten,
umzusetzen, zu andern, in zusatzliche Aus-
gaben und Verpflichtungen einzuwilligen
sowie Planstellen und Stellen auszubringen,
umzusetzen, zu heben oder umzuwandeln,
soweit die Finanzierung der Malinahmen
durch Einnahmen aus Verwaltungsgebihren
und Erstattungen der teilnehmenden Bun-
deslander gedeckt ist. Soweit die Erméachti-
gung nach Satz 1 fur den Einzelplan 14 in
Anspruch genommen werden soll, ist das
Einvernehmen des CIO erforderlich.
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(9) Das Ministerium fur Landwirtschaft,
landliche Raume, Europa und Verbrau-
cherschutz wird ermachtigt, im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium zum
Zweck der Unterstutzung der ukrainischen
Oblast Cherson durch die Lieferung von
Hilfsgutern erforderliche Titel einschlieRB-
lich Verpflichtungsermachtigungen mit
den erforderlichen Ansatzen, Haushalts-
vermerken und Erldauterungen einzurich-
ten, umzusetzen, zu andern, in zusatzliche
Ausgaben und Verpflichtungen bis zu
einer Hohe von 1.000.000 Euro einzuwilli-
gen, soweit die Finanzierung der MaRnah-
men gedeckt ist.

§ 22
Hochschulen und Forschungsinstitute

(1) Das Ministerium fir Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium im Zusammenhang mit
Beteiligungen von Hochschulen gemal § 3
Absatz 2 Hochschulgesetz erforderliche Titel
einschliellich Verpflichtungsermachtigungen
und der entsprechenden Haushaltsvermerke
einrichten oder andern sowie Planstellen und
Stellen ausbringen, in zusatzliche Ausgaben
oder Verpflichtungen einwilligen sowie erfor-
derliche Umsetzungen von Mitteln vorneh-
men, soweit die Finanzierung der Mal3nah-
men gedeckt ist.

(2) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
das Universitatsklinikum Schleswig-Holstein
(UKSH) in das Betriebsmittelverfahren fir
offentliche Kassen einzubeziehen und das
Nahere mit dem UKSH zu vereinbaren.

Ubernahme aus dem 2. Nachtragshaushalt
2026 mit Aufnahme einer Betragsgrenze
von bis zu 1 Mio. Euro.

Aufgrund des andauernden russischen
Angriffskriegs gegen die Ukraine sind wei-
tere Hilfen des Landes aufgrund politischer
Entscheidungen der Landesregierung zu
erwarten, die im Haushaltsvollzug effizient
abgebildet werden miissen.
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(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem Ministerium fir
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur im Zusammen-
hang mit dem Umwandlungsprozess der
Universitat Libeck in eine Stiftungsuniversitat
und fir den Betrieb der Stiftungsuniversitat
erforderliche Titel einschliel3lich Verpflich-
tungserméachtigungen und der entsprechen-
den Haushaltsvermerke einzurichten oder zu
andern sowie Planstellen und Stellen auszu-
bringen, in zusatzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen sowie erforderliche
Umsetzungen von Mitteln vorzunehmen,
soweit die Finanzierung der MafRnahmen
gedeckt ist.

(4) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur wird erméachtigt, im Einvernehmen
mit dem Finanzministerium mit der Landwirt-
schaftskammer Schleswig-Holstein vertragli-
che Vereinbarungen Uber die Sanierung, den
Umbau und die Erweiterung von Gebauden
der Landwirtschaftskammer Schleswig-Hols-
tein in Osterronfeld, die von der Hochschule
fur angewandte Wissenschaften Kiel ge-
nutzt werden, zu schlieRen. Es kann entwe-
der die Durchfihrung von Malinahmen durch
die Landwirtschaftskammer Schleswig-Hols-
tein oder die Durchfiihrung als Landesbau-
malnahmen vorgesehen werden. Zur Um-
setzung des Vertrages kann das Finanzmi-
nisterium erforderliche Titel einschlieBlich
Verpflichtungsermachtigungen und der ent-
sprechenden Haushaltsvermerke einrichten
oder andern, in zusatzliche Ausgaben einwil-
ligen sowie erforderliche Umsetzungen von
Mitteln vornehmen, soweit die Finanzierung
der Mallnahme gedeckt ist.

(5) Auf Antrag der staatlichen Hochschulen
des Landes darf das Ministerium fur Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium neue Planstellen und
Stellen einrichten sowie kw-Vermerke strei-
chen, die in den Stellenplanen und -lbersich-
ten der Hochschulen aufzunehmen sind,
soweit die Hochschulen eine zwischen dem
Ministerium fir Allgemeine und Berufliche
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur
und dem Finanzministerium abgestimmte
langfristige Personalplanung vorlegen.

Umbenennung der Fachhochschule Kiel
zum 01.11.2025.
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(6) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
gemeinsam mit dem Ministerium fir Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur zur Sicherstellung
eines geeigneten Insolvenzschutzes fur die
Arbeitszeitregelungen Uber Langzeitkonten
bei der Max-Planck-Gesellschaft Burgschaf-
ten und Gewahrleistungen bis zu einer Ge-
samthéhe von 50.000 Euro zu Gbernehmen.

(7) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium im Zusammenhang mit
dem OP EFRE S-H 2021 - 2027 erforderliche
Titel einschliel3lich Verpflichtungsermachti-
gungen mit den entsprechenden Ansatzen
und Haushaltsvermerken einrichten oder
andern, sowie in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungsermachtigungen  einwilligen,
soweit die Finanzierung der MafRnahmen
gedeckt ist.

(8) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Allgemeine
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur und nach Einwilligung des
Finanzausschusses zum Zwecke der ge-
meinschaftlichen Zusammenarbeit im Zu-
sammenhang mit der Unterstitzung von
Projekten der Fraunhofer-Gesellschaft, der
Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deut-
scher Forschungszentren e.V., der Max-
Planck-Gesellschaft, der Union der Akademi-
en - Akademienprogramm sowie der Leibniz-
Gemeinschaft in Schleswig-Holstein erfor-
derlich werdende Titel einschlieRlich Ver-
pflichtungsermachtigungen mit den entspre-
chenden Ansatzen und Haushaltsvermerken
einrichten oder andern sowie in zusatzliche
Ausgaben oder Verpflichtungsermachtigun-
gen in Héhe von bis zu 3.000.000 Euro ein-
willigen, soweit die Finanzierung der Mal}-
nahmen gedeckt ist.
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(9) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Allgemeine
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur und mit der Staatskanzlei
zum Zwecke der gemeinschaftlichen Zusam-
menarbeit im Zusammenhang mit der Unter-
stitzung von Projekten fur die Digitalisierung
in Schleswig-Holstein erforderlich werdende
Titel einschlieBlich Verpflichtungsermachti-
gungen mit den entsprechenden Ansatzen
und Haushaltsvermerken einrichten oder
andern sowie in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungsermachtigungen  einwilligen,
soweit die Finanzierung der MafRnahmen
gedeckt ist.

(10) Das Ministerium fir Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium zur Umsetzung der Aus-
wirkungen einer Neuregelung der Approbati-
onsordnung fur Arzte (AApprO) vom 27. Juni
2002 (BGBL.I| S.2405), zuletzt geandert
durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. Juni
2023 (BGBI. | Nr. 148), erforderliche Titel
einschliellich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und
Haushaltsvermerken einrichten oder andern
und in zusatzliche Ausgaben oder Verpflich-
tungsermachtigungen einwilligen, soweit die
Finanzierung der Mallnhahmen gedeckt ist.
Der Gesamtbetrag der Zuschusse fir investi-
ve Mallnahmen darf 4.000.000 Euro nicht
Ubersteigen. Der Gesamtbetrag der Zu-
schisse fiur Forschung und Lehre in der kli-
nischen Medizin, die aus der voraussichtli-
chen Neuregelung entstehen, darf 2.754.000
Euro im Jahr nicht Ubersteigen. Die Zu-
schusse verringern sich um Betrage, die vom
Bund flr den jeweiligen Zweck bereitgestellt
werden.
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(11) Das Ministerium fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium im Zusammenhang mit
dem Antragsverfahren zur Exzellenzstrategie
der schleswig-holsteinischen Hochschulen
Zusagen zur erforderlichen Antragsunterstit-
zung und fur die damit verbundenen Ausga-
ben abgeben. Im Falle der erfolgreichen Be-
werbung durfen die fir die damit einherge-
hende Kofinanzierung des Landes an der
Finanzierung der Exzellenzcluster und der
Exzellenzuniversitdt gemaly der Bund-Lan-
der-Verwaltungsvereinbarung erforderlichen
Titel einschlieRlich Verpflichtungsermachti-
gungen mit den entsprechenden Ansatzen
und Haushaltsvermerken eingerichtet oder
geandert sowie in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungsermachtigungen  eingewilligt
werden, soweit die Finanzierung der Mal3-
nahmen gedeckt ist. Dies-gilt-entsprechend
Filr eine .E'gE".'ZE"ElE Srundausstattung der
lEIlElgI E.'EI.' E"E'g: “; g": E"":.'.' EI;_azeEIIelnlz. Ielus

I N I o I i
den-Exzellenzeluster ROOTS-auf1-000.000

Euro-

(12) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium im Zusammenhang mit
einem Bund-Lander-Programm Uber die For-
derung der angewandten Forschung und
Entwicklung an Fachhochschulen erforderlich
werdende Planstellen und Stellen sowie Titel
einschlief3lich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und Haus-
haltsvermerken einrichten und andern sowie
in zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtungs-
ermachtigungen einwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der MalRnahmen gedeckt ist.

(13) Das Ministerium fir Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium im Zusammenhang mit der
Allianz fur Lehrkraftebildung erforderlich wer-
dende Planstellen und Stellen sowie Titel
einschlief3lich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und Haus-
haltsvermerken einrichten und andern sowie
in zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtungs-
ermachtigungen einwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der MalRnahmen gedeckt ist.

Die ergénzende Grundausstattung wurde
bereits im Haushalt 2026 bei Tit. 0720 -
68521 MG 06 i. H. v. 1.000.000 Euro fiir
einen erfolgreichen Exzellenzcluster
ROOQOTS sowie i. H. v. 500.000 Euro fiir eine
erfolgreiche Antragsberechtigung als Ex-
zellenzuniversitét veranschlagt. Die haus-
haltsgesetzliche Erméchtigung hierzu ist
somit entbehrlich.
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(14) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium in eine Erhdhung des
Landesanteils fir den laufenden Betrieb der
Forschungseinrichtung European XFEL ein-
willigen, soweit dies als Folge eines vollstan-
digen oder teilweisen Ausfalls russischer
Beitragszahlungen erforderlich wird. Der Fi-
nanzausschuss ist unverziglich zu unterrich-
ten.

(15) Das Ministerium fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium zur Umsetzung der Er-
gebnisse und Inhalte der Landestransferstra-
tegie des Landes Schleswig-Holsteins oder
des Landestransferrates erforderliche Titel
einschlielllich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und
Haushaltsvermerken einrichten oder andern,
sowie in zusatzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungsermachtigungen einwilligen, so-
weit die Finanzierung der Mallnhahmen ge-
deckt ist.

(16) Das Finanzministerium wird erméch-
tigt, Kreditverbindlichkeiten des Universi-
tatsklinikums Schleswig-Holstein aus In-
vestitionsmaRnahmen aus und im Zusam-
menhang mit dem Immobilien-OPP nach
§ 9 Absatz 1 oder § 92 Absatz 3 Satz 2
Nummer 3 des Hochschulgesetzes in der
Fassung der Bekanntgabe vom 5. Februar
2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 39), zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
11. Dezember 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/
144), bis zu einer Hohe von 921.539.000
Euro zu iibernehmen. Dies beinhaltet die
rechtsverbindliche Verpflichtung zur
Ubernahme der Kreditverbindlichkeiten
gegeniiber Dritten. In Anspruch
genommene Ermachtigungen aus
Vorjahren sind anzurechnen.

Ubernahme aus dem 1. Nachtragshaushalt
2026.

Im Rahmen des Zukunftspakts Il UKSH ist
die Ubernahme von Krediten des UKSH zur
Finanzierung des Immobilien-OPP in Héhe
von bis zu 921.539.000 Euro durch das Land
mit Wirkung zum 01.01.2027 vorgesehen.
Falls das nicht oder nicht in vollem begriin-
deten Umfang im Jahr 2026 erfolgt, wird die
Erméchtigung auch noch in 2027 bendtigt.
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§ 23
Ermachtigungen fur den Geschaftsbereich
des Ministeriums fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus

(1) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
und nach Einwilligung des Finanzausschus-
ses mit Verkehrsunternehmen, Fahrzeugvor-
haltegesellschaften und Finanziers Verein-
barungen zur Stabilisierung und Verbesse-
rung der Verkehrsbedienung im offentlichen
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) ein-
schliellich etwaiger SPNV-Ersatzleistungen
mit dem Ziel, die Attraktivitat zu erhohen,
schlielen und dabei zusagen, diese bei einer
etwaigen Umsatzsteuerpflicht der Zuschisse
des Landes von entsprechenden Belastun-
gen freizustellen. Hierzu gehéren auch Ga-
rantien des Landes, mit denen es umfassend
die Risiken aus der Finanzierung von SPNV-
Fahrzeugen, auch einrede- und einwen-
dungsfrei, Ubernimmt. Darlber hinaus kon-
nen Vereinbarungen Uber die Beteiligung des
Landes an Fahrzeugvorhaltegesellschaften
zwecks Abwendung drohender Insolvenz
oder einer sonstigen Krisensituation getroffen
werden.

(2) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Wirtschaft,
Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
oder anderen betroffenen Ressorts im Zu-
sammenhang mit der Regionalisierung des
offentlichen Personennahverkehrs (OPNV)
erforderliche Titel einschlieldlich Verpflich-
tungsermachtigungen und der entsprechen-
den Haushaltsvermerke einrichten oder an-
dern sowie in zusatzliche Ausgaben einwilli-
gen, die infolge Nichtbesetzung oder Weg-
falls von Planstellen und Stellen erspart wer-
den.
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(3) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
und nach Einwilligung des Finanzausschus-
ses mit der Freien und Hansestadt Hamburg,
schleswig-holsteinischen Kreisen und kreis-
freien Stadten Vereinbarungen Uber ein OP-
NV-Angebot zur ausreichenden und sicheren
Versorgung der Bevdlkerung mit Nahver-
kehrsleistungen, Uber die Einflhrung eines
landesweit geltenden Tarifsystems zur trans-
parenteren OPNV-Nutzung sowie zur Griin-
dung und zum Betrieb einer diesen Zielen
dienenden Nahverkehrsinstitution schlief3en,
in denen auch die Finanzierung geregelt wird.

(4) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Wirtschaft,
Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
bei Ubernahme oder Umstellung der Verwal-
tung von Kreisstraf3en durch das Land geman
§ 53 Strallen- und Wegegesetz des Landes
Schleswig-Holstein vom 25. November 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 631), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 3.Mai2022 (GVOBI.
Schl.-H. S. 622), erforderliche Titel ein-
schliellich Verpflichtungsermachtigungen
und der entsprechenden Haushaltsvermerke
einrichten oder dndern sowie Planstellen und
Stellen ausbringen und in zusatzliche Ausga-
ben oder Verpflichtungen einwilligen, soweit
hierfur nicht veranschlagte Mittel von anderer
Seite zweckgebunden gezahlt oder rechts-
verbindlich zugesagt sind oder die Finanzie-
rung der MalRnahmen anderweitig gedeckt
ist.
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(5) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
und nach Einwilligung des Finanzausschus-
ses mit Eisenbahninfrastrukturunternehmen
Vertrage schlieBen mit der Zusage, sich im
Rahmen der vertraglichen Vereinbarungen
an den Planungskosten fur Schieneninfra-
strukturmalRnahmen zu beteiligen sowie im
Falle der Nichtrealisierung der betreffenden
Malnahmen den Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen diese zu erstatten, wenn das
jeweilige Projekt aus Griinden, die das Land
zu vertreten hat, nicht realisiert wird. Zudem
durfen Vereinbarungen mit dem Bund, der
Freien und Hansestadt Hamburg und den
Eisenbahninfrastrukturunternehmen zur Fi-
nanzierung der Realisierung von Eisenbah-
ninfrastrukturprojekten  getroffen  werden.
Aulerdem dirfen Mittel fir grundstiicksbe-
zogene Rechtsgeschafte sowie zur Herrich-
tung von Grundsticken zur zweckgerechten
Verwendung nach dem Landeseisenbahnge-
setz, die zur Realisierung einer Schienenin-
frastrukturmalBnahme erforderlich sind, Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen, Verkehrs-
unternehmen oder der Freien und Hansestadt
Hamburg zur Verfigung gestellt werden,
soweit die Finanzierung der Malknhahme ge-
deckt ist. Ferner dirfen Vertrage, die auch
Finanzierungsregelungen enthalten, mit Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen geschlos-
sen werden, um gefahrdete Trassen zu si-
chern oder um die Eisenbahninfrastruktur zu
erhalten oder zu verbessern. Das Finanzmi-
nisterium darf erforderliche Titel einschliel3-
lich Verpflichtungsermachtigungen und der
entsprechenden Haushaltsvermerke einrich-
ten oder andern sowie in zusatzliche Ausga-
ben oder Verpflichtungen einwilligen, soweit
die Finanzierung der MaRnahme gedeckt ist.

(6) Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus wird er-
machtigt, eine Freihalteerklarung gegeniber
der Eichdirektion Nord - Anstalt des o6ffentli-
chen Rechts fur anteilige Beihilfeanspriiche
an Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestands-
beamte, soweit sie auf Beschaftigungszeiten
beim Land Schleswig-Holstein beruhen, in
Hohe bis zu 300.000 Euro abzugeben.



-57-

(7) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
der IB.SH die Ubernahme entstehender Aus-
falle von im Rahmen der IB.SH Darlehens-
programme fir KMU zugesagten Darlehen
garantieren. Die von der IB.SH zugesagten
Darlehen durfen eine Laufzeit von maximal
zwolf Jahren sowie die einmalige Mdglichkeit
der Verlangerung um zwei Jahre haben. Das
Obligo dieser Darlehen darf pro Haushalts-
jahr in der Summe 20.000.000 Euro nicht
Ubersteigen. Die Ausfallgarantie des Landes
darf bis zu 3.500.000 Euro betragen.

(8) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus wird er-
machtigt, im Rahmen der Kommunalisierung,
Privatisierung und Einziehung der landesei-
genen Hafen Vereinbarungen (iber die Uber-
tragung des Eigentums von Hafengrundsti-
cken, Wasserflachen und sonstigen Vermo-
gensgegenstanden und des Hafenbetriebes
einschlielllich damit im Zusammenhang ste-
hender Rechtsgeschafte zu schlielen. Fur
diese Falle kann das Finanzministerium auf
Antrag des Ministeriums flr Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
Ausnahmen von den §§ 63 und 64 LHO zu-
lassen; es darf erforderliche Titel sowie Ver-
pflichtungsermachtigungen mit den entspre-
chenden Haushaltsvermerken einrichten
oder &ndern sowie in zusatzliche Ausgaben
und Verpflichtungen einwilligen, soweit die
Finanzierung der Ma3nahmen gedeckt ist.

(9) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
und nach Einwilligung durch den Finanzaus-
schuss zur Absicherung bestimmter Kredite
der AKN Eisenbahn AG oder ihrer Tochter-
gesellschaften Burgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen bis zur H6he von
insgesamt 70.000.000 Euro Ubernehmen.

(10) Das Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus wird er-
machtigt, eine Freihalteerklarung gegeniber
der Wirtschaftsférderung und Technologie
Transfer Schleswig-Holstein GmbH (WTSH)
fur Pensionsanspriiche ehemaliger Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter bis zur HShe von
40.000 Euro abzugeben.



-58-

(11) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium far
gewahrte Beteiligungen im Rahmen eines
innovativ ausgerichteten Beteiligungsfonds
aus dem OP EFRE S-H 2021-2027 entste-
hende Ausfalle bis zu einem Gesamtvolumen
von 50.000.000 Euro garantieren. Die Aus-
fallgarantie des Landes darf in der Summe
den Betrag von 6.000.000 Euro und im Ein-
zelfall 12 % an einer Beteiligung nicht Uber-
schreiten. Die bis zum 31. Dezember 2029
aus dem Beteiligungsfonds gewahrten Betei-
ligungen durfen einmalig um flnf Jahre ver-
langert und maximal bis zum 31. Dezember
2044 garantiert werden.

(12) Das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
entstehende Ausfélle der im Rahmen des
EFRE-Risikokapital-Fonds Schleswig-Hols-
tein Il (ERF Il / EFRE Il) gewahrten Beteili-
gungen bis zu einem Fondsvolumen von
2.000.000 Euro garantieren. Die Ausfallga-
rantie des Landes darf in der Summe den
Betrag von 1.400.000 Euro und im Einzelfall
70 % an einer Beteiligung nicht Gbersteigen.
Die bis zum 31. Dezember 2025 laufenden
Beteiligungen dirfen um maximal funf Jahre
verlangert und maximal bis zum 31. Dezem-
ber 2030 garantiert werden.

(13) Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium
die Ubernahme entstehender Ausfalle von im
Rahmen des Verstetigungsprogrammes der
Saule Il der KfW bis 2042 gewahrten Beteili-
gungen garantieren. Das Fondsvolumen darf
wahrend des Investitionszeitraums von vier
Jahren den Betrag von 20.000.000 Euro nicht
uberschreiten. Die Ausfallgarantie des Lan-
des darf in der Summe den Betrag von
3.000.000 Euro und im Einzelfall 15 % an
einer Beteiligung nicht Uberschreiten. Die bis
zum 31. Dezember 2027 aus dem Versteti-
gungsprogramm gewahrten Beteiligungen
ddrfen um maximal funf Jahre verlangert und
maximal bis zum 31. Dezember 2042 garan-
tiert werden.
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(14) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Wirtschaft,
Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus
fur Malinahmen zur Férderung der Dekarbo-
nisierung der schleswig-holsteinischen Wirt-
schaft erforderliche Titel sowie Verpflich-
tungsermachtigungen mit den entsprechen-
den Haushaltsvermerken einzurichten oder
zu andern sowie in zusatzliche Ausgaben und
Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die
Finanzierung durch Entnahmen aus dem
Sondervermogen Energie- und Warmewen-
de, Klimaschutz und Blrgerenergie gedeckt
ist.

(15) Das Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr,
Arbeit, Technologie und Tourismus darf im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium die
Ubernahme entstehender Ausfélle von im
Rahmen des Foérderprogramms ,Unterneh-
mensibernahme Plus® bis 2030 gewahrten
Beteiligungen garantieren. Das Beteiligungs-
volumen darf wahrend des Investitionszeit-
raums den Betrag von 10.000.000 Euro nicht
Uberschreiten. Die Garantie des Landes darf
bei dem zu Grunde gelegten Beteiligungsvo-
lumen bis zu 40 % betragen. Die aus diesem
Volumen gewahrten Beteiligungen durfen
maximal eine Laufzeit von 10 Jahren haben.
Sie durfen einmalig um bis zu funf Jahre ver-
langert werden.

§24
Ermachtigungen fir den Geschaftsbereich
des Ministeriums fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Zusammenhang mit der Férderung von
Betreuungs- und Ganztagsangeboten auf
Antrag des Ministeriums fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur Mittel aus den in den Kapiteln 0711
bis 0715 veranschlagten Personalkostenan-
satzen umzusetzen, erforderliche Titel ein-
schlieBBlich  Verpflichtungsermachtigungen
und der entsprechenden Haushaltsvermerke
einzurichten oder zu andern sowie Planstel-
len und Stellen auszubringen, in zusatzliche
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilligen
sowie erforderliche Umsetzungen von Mitteln
vorzunehmen, soweit die Finanzierung der
Maflnahmen gedeckt ist.
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(2) Das Finanzministerium darf im Einver-
nehmen mit dem Ministerium fir Allgemeine
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur die im Zusammenhang mit
der Neuordnung der vertraglichen Beziehun-
gen mit der Freien und Hansestadt Hamburg
erforderlich werdenden Titel einschlieRlich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und Haushaltsver-
merken einrichten und andern sowie in zu-
satzliche Ausgaben oder Verpflichtungser-
machtigungen einwilligen, soweit die Finan-
zierung gedeckt ist.

(3) Das Finanzministerium darf auf Antrag
des Ministeriums fir Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Kultur oder anderer Ressorts und gegebe-
nenfalls im Einvernehmen mit weiteren Res-
sorts im Zusammenhang mit Veranderungen
bei Landesférderzentren im Sinne von
§ 54 Absatz 2 Schulgesetz erforderliche Titel
einschlielllich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und ent-
sprechenden Haushaltsvermerken einrich-
ten, umsetzen und andern sowie Planstellen
und Stellen ausbringen, umsetzen und an-
dern sowie in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungen einwilligen, soweit die Mal}-
nahmen gedeckt sind. Das Ministerium fir
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur oder andere
Ressorts durfen im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium in diesem Zusammen-
hang Vertrage zur Regelung der Angelegen-
heiten dieser Férderzentren schlielen, soweit
die Finanzierung gedeckt ist.

(4) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf der Kulturstiftung des Landes
zusagen, dass auf die Erstattung von Perso-
nal- und Sachausgaben verzichtet wird, die
durch den Einsatz von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Landes im Rahmen der
Geschéftsfuhrung der Kulturstiftung entste-
hen.
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(5) Das Ministerium fiar Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium zur Sicherung der Finan-
zierung der Stiftung Schleswig-Holstein Mu-
sik Festival Burgschaften, Garantien, Sicher-
heitsleistungen einschlieRlich Patronatser-
klarungen oder sonstige Gewahrleistungen
bis zu einem Betrag von 1.200.000 Euro
Ubernehmen. In Anspruch genommene Er-
machtigungen aus Vorjahren sind anzurech-
nen.

(6) Auf Antrag des Ministeriums flr Allgemei-
ne und Berufliche Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur darf das Finanzminis-
terium flr das Archaologische Landesamt
Schleswig-Holstein Stellen einrichten, kw-
Vermerke ausbringen und streichen, soweit
die Finanzierung gesichert ist.

(7) Zur Umsetzung von Bundesprogrammen
zur Férderung der Digitalisierung des Schul-
wesens darf das Finanzministerium auf An-
trag des Ministeriums fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur erforderliche Titel einschliellich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und erforderlichen
Haushaltsvermerken einrichten, umsetzen
und andern sowie Planstellen und Stellen
ausbringen oder andern, soweit die Mal3nah-
men gedeckt sind.

(8) Zur Umsetzung des mit dem Bund ver-
einbarten Startchancen-Programms darf das
Finanzministerium auf Antrag des Ministeri-
ums fur Allgemeine und Berufliche Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Kultur erfor-
derliche Titel einschlieRlich Verpflichtungser-
machtigungen mit den entsprechenden An-
satzen und erforderlichen Haushaltsvermer-
ken einrichten, umsetzen und andern sowie
Planstellen und Stellen ausbringen oder an-
dern, soweit die MalRnahmen gedeckt sind.
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(9) Das Ministerium fiar Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur wird ermachtigt, der Stiftung fir die
friesische Volksgruppe im Land Schleswig-
Holstein (Friesenstiftung) zu gestatten, bis zu
75 % der nach § 7 Absatz 4 Nummer 5 und
§ 8 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausflhrung
des Staatsvertrages zur Neuregelung des
Glucksspielwesens in  Deutschland vom
2. Februar 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 92) zur
Verfligung stehenden Mittel fir die Erfillung
ihres Stiftungszwecks zu verwenden. Die
Mittel sind ansonsten ausschlief3lich fur die
Aufstockung des Stiftungsvermégens der
Friesenstiftung zu nutzen.

(10) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Zusammenhang mit dem Ausbau des
schulischen Ganztags aufgrund des Rechts-
anspruchs auf Ganztagsbetreuung flr
Grundschulkinder (Investitions- und Be-
triebskosten) auf Antrag des Ministeriums fir
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur erforderliche
Titel einschlieBlich Verpflichtungsermachti-
gungen und der entsprechenden Haushalts-
vermerke einzurichten oder zu andern, in
zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtungen
einzuwilligen und erforderliche Umsetzungen
von Mitteln vorzunehmen sowie Planstellen
und Stellen auszubringen, soweit die Finan-
zierung der MaRnahmen gedeckt ist.

(11) Im Falle einer bestehenden Verpflichtung
des Landes zur Zahlung von Zuschussen zu
Unterbringungs- und Fahrtkosten von berufs-
schulpflichtigen Schilerinnen und Schilern
bei Berufsschulunterricht an zentralen Orten
darf das Finanzministerium auf Antrag des
Ministeriums fur Allgemeine und Berufliche
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur
erforderliche Titel einschlieBlich Verpflich-
tungsermachtigungen mit den entsprechen-
den Ansatzen und erforderlichen Haushalts-
vermerken einrichten, umsetzen und andern
sowie Planstellen und Stellen ausbringen,
soweit die Mallnahmen gedeckt sind.

Die Erméchtigungen der bisherigen Absétze
10, 12, 13, 16 sowie 19 bis 21 werden nicht
mehr bendtigt.

Folgeénderung.

Folgeénderung.
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(12) Auf Antrag des Ministeriums fur Allge-
meine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur darf das Finanzminis-
terium flr die Archivierung entstandener
Unterlagen von der Aufsicht des Landes
unterstehenden Korperschaften ohne Ge-
bietshoheit, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts flr das Landesarchiv
erforderliche Titel, entsprechende Haushalts-
vermerke und bis zu zwei Stellen einrichten
sowie kw-Vermerke ausbringen und strei-
chen, soweit und solange die Finanzierung
nachweislich durch Dritte gesichert ist.

(13) Das Ministerium fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur darf im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium im Zusammenhang mit
der Zuwanderung insbesondere von Ge-
flichteten bis zu 92 erforderlich werdende
Planstellen und Stellen fir Deutsch als
Zweitsprache ausbringen, soweit die Finan-
zierung gesichert ist.

(14) Das Ministerium fur Allgemeine und Be-
rufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur wird ermachtigt, durch eine Richt-
linie, die der Zustimmung des Finanzministe-
riums bedarf, die Einrichtung von Girokonten
bei Kreditinstituten fir Schulen in 6ffentlicher
Tragerschaft zu regeln.

(15) Zur unbefristeten Einstellung von Unter-
stitzungskraften flr Deutsch als Zweitspra-
che (DaZ) darf das Finanzministerium auf
Antrag des Ministeriums fur Allgemeine und
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur erforderliche Titel einschliellich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und erforderlichen
Haushaltsvermerken einrichten, umsetzen
und andern sowie Planstellen und Stellen
ausbringen, soweit die Finanzierung der
Maflnahmen gedeckt ist.

Folgeénderung.

Folgeénderung.

Folgeénderung.

Folgeédnderung.
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(16) Zur Umsetzung der eingereichten
Konzepte der Modellkommunen auf
Grundlage des Konzepts ,,Aufbau/Weite-
rentwicklung Multiprofessionelle Zusam-
menarbeit am Standort Schule in Koope-
ration von Jugendhilfe, Eingliederungs-
hilfe und Bildung* (Stand 02.12.2025) fiir
die Erprobung des Einsatzes verschiede-
ner Akteure des multiprofessionellen
Teams am Standort Schule im Rahmen
von Modellvorhaben durch das Land darf
das Finanzministerium auf Antrag des
Ministeriums fiir Allgemeine und Berufli-
che Bildung, Wissenschaft, Forschung
und Kultur erforderliche Titel einschlie3-
lich Verpflichtungsermachtigungen mit
den entsprechenden Ansitzen und erfor-
derlichen Haushaltsvermerken einrichten,
umsetzen und andern sowie Planstellen
und Stellen ausbringen, soweit die Finan-
zierung der MaBnahmen gedeckt ist.

(17) Das Finanzministerium wird erméach-
tigt, zum Zweck der Schaffung eines Azu-
biwerkes auf Antrag des Ministeriums fir
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis-
senschaft, Forschung und Kultur erfor-
derliche Titel einschlieBlich Verpflich-
tungsermichtigungen mit den entspre-
chenden Ansitzen und Haushaltsvermer-
ken einzurichten, umzusetzen und zu an-
dern, in zusatzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen und erforderli-
che Umsetzungen von Mitteln vorzuneh-
men sowie Planstellen und Stellen auszu-
bringen, umzusetzen, zu heben oder um-
zuwandeln, soweit die Finanzierung der
MaBRnahmen gedeckt ist.

Am 08.12.2025 haben sich das Bildungsmi-
nisterium, das Sozialministerium und die
kommunalen Landesverbénde auf das ge-
einte  Konzept ,Aufbau/Weiterentwicklung
Multiprofessionelle  Zusammenarbeit am
Standort Schule in Kooperation von Jugend-
hilfe, Eingliederungshilfe und Bildung* (Stand
02.12.2025) versténdigt. Dieses sieht die
Entwicklung und Erprobung neuer Konzepte
flr multiprofessionelle Teams am Ort Schule
in vier Modellkommunen vor. Ziel ist es, mit
neuen Konzepten flir rechtskreisiibergrei-
fende Zusammenarbeit langfristige transfor-
mative Verdnderungen der Steuerungs- und
Finanzierungsstrukturen im Bereich der As-
sistenzsysteme flir Schiilerinnen und Schii-
ler, vorrangig der Schulbegleitung und der
schulischen Assistenz, zur Stérkung inklusi-
ver Schulen unter Einbeziehung des Ganz-
tags zu initiieren. Dabei soll unter anderem
auch eine Steuerung aller/méglichst vieler
Akteure des multiprofessionellen Teams
durch den Anstellungstrédger Land (Schul-
amt/MBWFK) erprobt werden. Die Konzepte
der Modellkommunen werden im Laufe des
Jahres 2026 eingereicht. Abhédngig von de-
ren Ausgestaltung soll es erméglicht werden,
Titeleinrichtungen oder -dnderungen im HH-
Vollzug vorzunehmen.

Mit der Schaffung eines Azubiwerkes soll
die Situation flir Auszubildende verbessert
und dadurch gleichwertige Chancen fiir die
berufliche Bildung geschaffen werden. Das
Azubiwerk soll fiir bezahlbaren Wohnraum,
finanzielle Unterstlitzung und wichtige Be-
ratungsangebote sorgen. Ziel ist die Schaf-
fung gleicher Bedingungen fiir die berufliche
und akademische Ausbildung. Daflir wer-
den jéhrlich bis zu sieben Millionen Euro aus
dem Gesamthaushalt zur Verfiigung ge-
stellt.

Ubernahme der Regelung aus dem 2.
Nachtragshaushalt 2026, da der Aufbau des
Azubiwerkes noch nicht abgeschlossen ist.
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§ 25
Ermachtigungen fur den Geschaftsbereich
des Ministeriums fur Justiz und Gesundheit

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fir Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit der Neu-
ausrichtung der Unterbringung und Betreu-
ung der Sicherungsverwahrten sowie der
Strafgefangenen mit angeordneter oder vor-
behaltener Sicherungsverwahrung im Einzel-
plan 09 und Einzelplan 12 erforderliche Titel
mit den entsprechenden Ansatzen, Verpflich-
tungsermachtigungen und Haushaltsvermer-
ken einzurichten, soweit die Finanzierung
gedeckt ist.

(2) Das Ministerium fur Justiz und Gesundheit
wird ermdachtigt, im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium zusatzliche Ausgaben im
Zusammenhang mit der Einfuhrung des
elektronischen Rechtsverkehrs zu tatigen,
soweit die Finanzierung der MaRnahme im
Einzelplan 09 gesichert ist. Hierzu wird das
Finanzministerium ermachtigt, auf Antrag des
Ministeriums fir Justiz und Gesundheit erfor-
derliche Titel einschlieRlich Verpflichtungser-
machtigungen mit den entsprechenden An-
satzen und entsprechenden Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen und zu
andern sowie in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungen einzuwilligen.

(3) Das Finanzministerium wird ermachtigt, im
Zusammenhang mit der Neuordnung der
Erstattung von Kosten in Staatsschutzsachen
bei dem Hanseatischen Oberlandesgericht
und der Hamburger Generalstaatsanwalt-
schaft an die Freie und Hansestadt Hamburg
auf Antrag des Ministeriums flir Justiz und
Gesundheit erforderliche Titel mit den ent-
sprechenden Ansatzen, Verpflichtungser-
machtigungen und Haushaltsvermerken ein-
zurichten, umzusetzen und zu andern, soweit
die Finanzierung gedeckt ist.
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(4) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit der Neu-
gestaltung der Abschiebungshaft erforderli-
che Titel einschlieRlich Verpflichtungser-
machtigungen mit den entsprechenden An-
satzen und Haushaltsvermerken einzurich-
ten, umzusetzen und zu andern, in zusatzli-
che Ausgaben oder Verpflichtungen einzu-
willigen, sowie Planstellen und Stellen aus-
zubringen, soweit die Finanzierung der Mal}-
nahmen gedeckt ist.

(5) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit der Um-
setzung des Paktes fir den Offentlichen Ge-
sundheitsdienst erforderliche Titel ein-
schliellich Verpflichtungsermachtigungen mit
den entsprechenden Ansatzen und Haus-
haltsvermerken einzurichten, umzusetzen
und zu andern, in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungen einzuwilligen, sowie Plan-
stellen und Stellen auszubringen, soweit die
Finanzierung der Ma3nahmen gedeckt ist.

(6) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit der Um-
setzung des Paktes fiir den Rechtsstaat er-
forderliche Titel einschlieBlich Verpflich-
tungsermachtigungen mit den entsprechen-
den Ansatzen und Haushaltsvermerken ein-
zurichten, umzusetzen und zu andern, in
zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtungen
einzuwilligen, sowie Planstellen und Stellen
auszubringen, soweit die Finanzierung der
Maflnahmen gedeckt ist.
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(7) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit Gerichts-
strukturreformen erforderliche Titel ein-
schliellich Verpflichtungsermachtigungen mit
den entsprechenden Ansatzen und Haus-
haltsvermerken einzurichten, umzusetzen
und zu andern, in zusatzliche Ausgaben oder
Verpflichtungen einzuwilligen sowie Plan-
stellen und Stellen einschlieflich Amtszu-
lagen auszubringen, umzusetzen oder zu
andern, soweit die Finanzierung der Mal}-
nahmen gedeckt ist.

(8) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Justiz und
Gesundheit im Zusammenhang mit der
Krankenhausinvestitionsfinanzierung insbe-
sondere zur Umsetzung des Transformati-
onsfonds erforderliche Titel einschlieRlich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen und zu
andern, in zusatzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einzuwilligen, soweit die Finan-
zierung der MaRnahmen gedeckt ist.

Im Zusammenhang mit der Umsetzung des
Gesetzes zur Reform der Fachgerichtsstruk-
tur in Schleswig-Holstein (Fachgerichts-
strukturreformgesetz) vom 9. Dezember
2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/180) kann sich
durch die Aufhebung von Fachgerichten, die
Einrichtung auswértiger Kammern und die
Errichtung von Zweigstellen im Jahr 2027
unterjghrig besoldungsrechtlicher Anpas-
sungsbedarf ergeben. Dies kann zum Bei-
spiel durch den Wegfall von Planstellen fiir
Direktorinnen oder Direktoren der Fall sein
oder den Bereich der Amtszulagen mit Blick
auf Anderungen bei den maRgeblichen Zah-
len von Richterplanstellen an einzelnen Ge-
richten betreffen. Diese Anderungen kénnen
nicht bereits im HH 2027 verbindlich in den
Stellenplénen abgebildet werden, da die
Umsetzung erst zu den im o.a. Gesetz ge-
nannten Zeitpunkten erfolgen kann. Eine
nachtrégliche Abbildung erst im HH 2028
kdme aber zu spét, um den besoldungs-
rechtlichen Erfordernissen Rechnung tragen
zu kbnnen.

Zur Sicherstellung unterjghriger Handlungs-
fahigkeit bedarf es daher mit dem HH 2027
der Ausbringung einer entsprechenden
haushaltsgesetzlichen Erméchtigung bzw.
der Anderung/Erweiterung der im Zusam-
menhang mit Gerichtsstrukturreformen be-
reits mit dem HH 2026 geschaffenen haus-
haltsgesetzlichen Erméchtigung gemal3 § 25
Abs. 7 HG.

Die Einbeziehung von mdglichen Auswir-
kungen der Gerichtsstrukturreformen auf den
Stellenhaushalt hétte bereits seinerzeit er-
folgen miissen, die Beriicksichtigung war
aber versehentlich nicht erfolgt. Insoweit
stellt die jetzige Anpassung lediglich eine
inhaltliche Klarstellung der schon bestehen-
den Erméchtigung dar.
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§ 26
Ermachtigungen fur den Geschaftsbereich
des Ministeriums flr Soziales, Jugend, Fami-
lie, Senioren, Integration und Gleichstellung

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Soziales,
Jugend, Familie, Senioren, Integration und
Gleichstellung im Zusammenhang mit der
Aufnahme von Personengruppen aus dem
Ausland im Rahmen humanitarer Aufnahme-
programme erforderliche Titel einschliellich
Verpflichtungsermachtigungen mit den ent-
sprechenden Ansatzen und Haushaltsver-
merken einzurichten, umzusetzen und zu
andern sowie in zusatzliche Ausgaben und
Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die
Finanzierung der MaRnahme gedeckt ist.

(2) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums flir Soziales,
Jugend, Familie, Senioren, Integration und
Gleichstellung im Zusammenhang mit der
Umsetzung der Reform des Gemeinsamen
Europaischen Asylsystems (GEAS) erforder-
liche Titel einschliel3lich Verpflichtungser-
machtigungen mit den entsprechenden An-
satzen und Haushaltsvermerken einzurichten,
umzusetzen und zu andern, in zusatzliche
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilligen,
sowie Planstellen und Stellen auszubringen,
soweit die Finanzierung der Mallhahme ge-
deckt ist.

§ 27
Ermachtigungen fur den Geschaftsbereich
des Ministeriums fiir Energiewende, Klima-
schutz, Umwelt und Natur

(1) Das Ministerium fur Energiewende, Kili-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
mit Waldeigentimerinnen und Waldeigentu-
mern zur Erhaltung der NATURA 2000-Ge-
biete und der Flachen entsprechend Artikel
10 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natirlichen
Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen (FFH-Richtlinie) im Rahmen
des Vertragsnaturschutzes langfristige Ver-
trage zu schliefien. Die erforderlichen Haus-
haltsmittel werden innerhalb des Einzelplans
13 gedeckt.

Die Erméchtigungen der bisherigen Absétze
2 und 3 werden nicht mehr benétigt.

Folgeénderung.
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(2) Das Ministerium fur Energiewende, Kli-
maschutz, Umwelt und Natur darf fir die
Vergabe von Gutachten im Bereich der
atomrechtlichen Verfahren Verpflichtungen in
Hoéhe der von den Betreibern zu erstattenden
Mittel eingehen.

(3) Das Ministerium fiir Energiewende, Kili-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
Verpflichtungen zur Erstattung der Kosten fir
die auftragsweise Wahrnehmung bergbe-
hordlicher Aufgaben und Aufgaben der Koh-
lenwasserstoffgeologie des Landes Schles-
wig-Holstein durch niedersachsische Behor-
den einzugehen oder zu verlangern.

(4) Das Ministerium fur Energiewende, Kili-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
bei 100 % fremdfinanzierten Projekten bis zu
sechs befristet zusatzliche wissenschaftliche
Planstellen und Stellen im Landesamt fir
Umwelt einzurichten, soweit die damit ver-
bundenen Ausgaben gedeckt sind.

(5) Das Ministerium fir Energiewende, Kili-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
im Schadensfall im Zusammenhang mit dem
.Staatsvertrag Uber die Flutung der Havel-
polder und die Einrichtung einer gemeinsa-
men Schiedsstelle“ zusatzliche Ausgaben zu
tatigen. Hierzu wird das Finanzministerium
ermachtigt auf Antrag des Ministeriums flr
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und
Natur erforderliche Titel einschlieRlich Ver-
pflichtungsermachtigungen und entspre-
chende Haushaltsvermerke einzurichten, zu
andern und Mittel umzusetzen sowie in zu-
satzliche Ausgaben oder Verpflichtungser-
machtigungen einzuwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der MalRnahmen gedeckt ist.
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(6) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fir Energiewen-
de, Klimaschutz, Umwelt und Natur zur Um-
setzung der Landesstrategie zur Sicherung
der biologischen Vielfalt erforderliche Titel
einschlielich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und
Haushaltsvermerken, auch in den Einzelpla-
nen 06, 07, 08 und 10, einzurichten, umzu-
setzen und zu andern sowie in zusatzliche
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilli-
gen, soweit die Finanzierung der Mafnah-
men gedeckt ist.

(7) Das Ministerium fur Energiewende, Kli-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
direkt oder indirekt unter Beteiligung der
Forderinstitute im Land Finanzmittelgebern
die Ubernahme entstehender Ausfalle von im
Rahmen des Birgschaftsprogramms War-
menetze Schleswig-Holstein zugesagten
Finanzmitteln (z. B. Krediten, Beteiligungs-
kapital etc.) zu gewahrleisten. Die Gesamt-
héhe der Verpflichtungen aus den Sicher-
heitsleistungen des Landes darf
2.000.000.000 Euro nicht dbersteigen. In
Anspruch genommene Erméachtigungen aus
Vorjahren sind anzurechnen. Das Finanzmi-
nisterium darf fir die Gewahrung der in Satz
1 genannten Sicherheitsleistungen auf An-
trag erforderlich werdende Titel einschliel3-
lich Verpflichtungsermachtigungen mit den
entsprechenden Ansatzen und Haushalts-
vermerken einrichten, soweit die Finanzie-
rung der MalRnahmen gedeckt ist.

(8) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
auf Antrag des Ministeriums fur Energiewen-
de, Klimaschutz, Umwelt und Natur zur Si-
cherstellung eines Landesanteils am Bun-
desprogramm ,Munition im Meer* erforderli-
che Titel einschlieRlich Verpflichtungser-
machtigungen mit den entsprechenden An-
satzen und Haushaltsvermerken einzurich-
ten, umzusetzen und zu andern sowie in
zusatzliche Ausgaben oder Verpflichtungen
einzuwilligen, soweit die Finanzierung gesi-
chert ist.

Die Erméchtigung des bisherigen Absatz 7
wird nicht mehr benétigt.

Folgeénderung.

Folgeénderung.
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(9) Das Ministerium fir Energiewende, Kili-
maschutz, Umwelt und Natur wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
im Zusammenhang mit der Klimaschutz- und
Energiewendeberatung in Schleswig-Hols-
tein erforderliche Titel einschliel3lich Ver-
pflichtungsermachtigungen und entspre-
chende Haushaltsvermerke einzurichten, zu
andern und Mittel umzusetzen sowie in zu-
satzliche Ausgaben oder Verpflichtungser-
machtigungen einzuwilligen, soweit die Fi-
nanzierung der MalRnahmen gedeckt ist.

§ 28
Ermachtigungen fur den Geschaftsbereich
des Ministerprasidenten - Staatskanzlei

- frei -

§ 29
Ermachtigungen fur den Einzelplan 14

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem Chief Information
Officer (CIO) bei der Ubertragung von Aufga-
ben an Dataport oder an andere Dienstleister
im Bereich der IT durch die Ressorts (Out-
sourcing), den Titel 1402 - 533 56 (Ausgaben
aufgrund von Werkvertragen und anderen
Vertragsformen) in HOhe der anfallenden
Mehrausgaben far korrespondierende
Dienstleistungsvertrdage zu erhdhen, soweit
sie durch Minderausgaben in den Einzelpla-
nen der betreffenden Ressorts gedeckt sind.

(2) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
im Einvernehmen mit dem CIO im Zusam-
menhang mit dem Betrieb und der Fortent-
wicklung des Sprach- und Datennetzes
Schleswig-Holstein (Landesnetz) sowie an-
derer IT-, E-Government- und Digitalisie-
rungsmalnahmen die erforderlichen Titel
einschlielllich Verpflichtungsermachtigungen
mit den entsprechenden Ansatzen und
Haushaltsvermerken einzurichten und zu
andern, Haushaltsmittel sowie im Einverneh-
men mit den betroffenen Ressorts auch
Planstellen und Stellen innerhalb eines Ein-
zelplans oder zwischen den Einzelplanen
umzusetzen sowie in zusatzliche Ausgaben
und Verpflichtungen einzuwilligen, soweit die
Finanzierung der Ma3nahmen gedeckt ist.

Folgeénderung.



-72-

(3) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem CIO und den be-
teiligten Ressorts erforderliche Titel mit den
entsprechenden Ansatzen und Haushalts-
vermerken einzurichten, umzusetzen oder zu
andern, soweit aufgrund von IT-Verfahren
erzielte Einnahmen zur Refinanzierung von
IT-MalRnahmen im Kapitel 1402 verwendet
werden und die Finanzierung der Mafnah-
men gedeckt ist.

(4) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem CIO und den be-
teiligten Ressorts zur Blindelung der mobilen
Kommunikationsdienste (wie zum Beispiel
Mobiltelefonie) und zum Aufbau einer zentra-
len Steuerung der hiermit im Zusammenhang
stehenden Ausgaben der unmittelbaren Lan-
desverwaltung im Kapitel 1402 erforderliche
Titel mit den entsprechenden Ansatzen und
Haushaltsvermerken sowie Planstellen und
Stellen einschliel3lich notwendiger Vermerke
einzurichten und umzusetzen, soweit die
Finanzierung der MaRnahmen gedeckt ist.

(5) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem CIO und den be-
teiligten Ressorts zur Bindelung der Be-
schaffung von Multifunktionsgeraten (wie
zum Beispiel Netzdrucker, Kopierer und
Mehrfachfunktionsgerate mit Fax- und Mail-
funktionen usw.) und zum Aufbau einer zen-
tralen Steuerung der hiermit im Zusammen-
hang stehenden Ausgaben der unmittelbaren
Landesverwaltung im Kapitel 1402 erforderli-
che Titel mit den entsprechenden Ansatzen
und Haushaltsvermerken sowie Planstellen
und Stellen einschliel3lich notwendiger Ver-
merke einzurichten und umzusetzen, soweit
die Finanzierung der Mallnahmen gedeckt
ist.

(6) Das Finanzministerium wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem CIO bei der Ubertra-
gung von Aufgaben des Digitalfunks in
Schleswig-Holstein an Dataport oder andere
Dienstleister im Rahmen der Reorganisation
der Informationstechnik in der Landespolizei
Mittel in Hohe der anfallenden Mehrausgaben
fur korrespondierende Dienstleistungsvertra-
ge in das Kapitel 1406 (Digitalfunk Land
Schleswig-Holstein) umzusetzen.
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(7) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem CIO und mit Be-
schlussfassung der Landesregierung zur
zentralen Finanzierung und Steuerung der
MalRnahmen aus dem Digitalisierungspro-
gramm die hierflir in den Ressorteinzelplanen
zur Verfigung gestellten Ausgabeermachti-
gungen in den Einzelplan 14 umzusetzen und
erforderliche Titel mit entsprechenden Ansat-
zen, Verpflichtungsermachtigungen und
Haushaltsvermerken einzurichten.

(8) Das Finanzministerium wird ermachtigt im
Einvernehmen mit dem CIO Ansatzmittel des
Einzelplans 14 auf Antrag eines Ressorts
oder des ZIT SH und ausschlief3lich zur
Ubernahme von Nachwuchskréaften nach § 15
Nummer 1 in den Bereich der IT und Digitali-
sierung bis zur Dauer von funf Jahren in das
Personalbudget des antragstellenden Res-
sorts umzusetzen. Die Nachwuchskrafte sind
in dieser Zeit IT-fachbezogen aus- und wei-
terzubilden.

(9) Das Finanzministerium wird in Bezug auf
Bildungsthemen ermachtigt, bei erforderli-
chen gemeinsamen Ausgaben der Bundes-
lander entweder aufgrund fortzufiihrender
Aufgaben des bisherigen Themenfeldfihrers
Bildung beim Onlinezugangsgesetz oder im
Zusammenhang mit der Registermodernisie-
rung sowie bei gleichzeitigem Vorliegen bei-
der Themenfelder auf Antrag des Ministeri-
ums fir Allgemeine und Berufliche Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Kultur im Ein-
vernehmen mit dem CIO erforderliche Titel
einschlielllich Verpflichtungsermachtigungen
und der entsprechenden Haushaltsvermerke
einzurichten oder zu andern, in zusatzliche
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilligen
sowie erforderliche Umsetzungen von Mitteln
vorzunehmen, soweit die Finanzierung der
MalRnahmen gedeckt ist.

§ 30
Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH)

(1) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
Titel einzurichten und in zusatzliche Ausga-
ben einzuwilligen, wenn die Erfillung von
Forderaufgaben gegen Entgelt auf die IB.SH
Ubertragen wird, sofern die Haushaltsde-
ckung dargelegt wird.
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(2) Die zustandigen Fachministerien durfen
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
der IB.SH die Erstattung ihrer gesamten
Pensionsleistungen flr die Landesbeamtin-
nen und Landesbeamten zusagen, die mit der
Ubertragung von Férderaufgaben zu deren
Bearbeitung in den Dienst der IB.SH treten.

§ 31
Erméachtigung zur Anderung der Ansétze
fur die Gemeinschaftsaufgaben

(1) Das Finanzministerium wird ermachtigt,
die Ansatze fir die Gemeinschaftsaufgaben
,verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur® und ,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kustenschutzes“ an die dem Land
endgultig vom Bund bereitgestellten Betrage
anzupassen. Eine sich daraus ergebende
Nettomehrbelastung des Landes ist durch
Einsparungen an anderer Stelle des Haus-
halts zu decken.

(2) Das Finanzministerium wird erméachtigt,
innerhalb der Kapitel fiir die im Absatz 1 ge-
nannten Gemeinschaftsaufgaben zusatzliche
Titel mit neuen Zweckbestimmungen einzu-
richten, wenn das zur Anpassung an den
endgultig festgestellten Rahmenplan oder
Koordinierungsrahmen erforderlich ist.

§ 32
Sollanderungen

Als Anderung des Haushaltssolls gelten

1. die zusatzlichen Ausgaben und Verpflich-
tungen sowie die zur Deckung erforderli-
chen Betrage nach den jeweiligen Bestim-
mungen des Haushaltsgesetzes und

2. die Umsetzungen nach den jeweiligen
Bestimmungen des Haushaltsgesetzes und
nach den Haushaltsvermerken im Haus-
haltsplan.



-75-

§ 33
Erganzende Bestimmung zum Gesetz tber
die Stiftungsuniversitat zu Libeck

Abweichend von § 9 Absatz 5 des Gesetzes Gemdl § 9 Abs. 5 StiftULG muss die Stif-
Uber die Stiftungsuniversitat zu Liibeck (Stif-  tungsuniversitét zu Liibeck bei Uberschrei-
tULG) vom 24. September 2014 (GVOBI. tung der festgelegten Personalobergrenze
Schl.-H. S. 306), zuletzt gedndert durch Ge- die dariiberhinausgehenden Personalkos-
setz vom 3. Februar 2022 (GVOBI. Schl.-H. S.  ten aus dem Stiftungsvermégen finanzieren.
102), darf die Stiftungsuniversitat auBerhalb  Die Stiftungsuniversitéat zu Liibeck ist - wie
der nach § 4 Absatz 4 StiftULG oder § 8 a auch die anderen acht staatlichen Hoch-
Absatz 2 Hochschulgesetz festgelegten Per- schulen des Landes - Vertragspartner des
sonalkostenobergrenze zusatzlich Beschaf- Hochschulvertrags mit dem Land Schles-
tigte und Beamtinnen und Beamte einstellen, wig-Holstein fiir den Zeitraum 2026 bis
soweit die damit verbundenen Ausgaben aus 2029. Dieser regelt auch die Verteilung der
den Finanzmitteln bestritten werden kon- Finanzmittel aus der Bund-L&nder-Verein-
nen, die der Stiftungsuniversitat gemaR barung auf die Hochschulen. Die Finanz-
der Vereinbarung mit dem Land aus der mittel sollen u. a. fiir den Ausbau von daue-
Bund-Lander-Programm Zukunftsvertrag rhaften Beschéftigungsverhéltnissen des
Studium und Lehre stiarken bereitgestellt hauptberuflichen wissenschaftlichen und
werden. Die flr zusatzlich Beschaftigte nach  kiinstlerischen, mit Studium und Lehre be-
Satz 1 anfallenden Personalkosten missen fassten Personals an den Hochschulen
nicht aus dem Stiftungsvermogen finanziert verwendet werden, um auch eine Verbes-
werden. Im Ubrigen bleibt § 9 Absatz 5 Stif- serung der Betreuungsverhéltnisse bzw. der
tULG unberihrt. Betreuungssituation zu erreichen. Aus die-
sem Grund ist es durch die besondere
Rechtsform der Stiftungsuniversitét erfor-
derlich, im Haushaltsgesetz weiterhin eine
Ausnahme von § 9 Abs. 5 StiftULG im Zu-
sammenhang mit dem Zukunftsvertrag Stu-
dium und Lehre stérken zu verorten.

§34 Ubernahme aus dem 2. Nachtragshaushalt
Bewilligungsverfahren gemiR § 2 Absatz2 2026.
Lander-und-Kommunal-
Infrastrukturfinanzierungsgesetz

Fir die Bewilligung eines Forderantrages
einer Kommune nach der Foérderrichtlinie
des Landes zur Umsetzung von Investiti-
onen in die kommunale Infrastruktur ge-
maR § 2 Absatz 2 des Lander-und-Kom-
munal-Infrastrukturfinanzierungsgeset-
zes vom 20. Oktober 2025 (BGBI. 2025 |
Nr. 246) findet § 111a des Landesverwal-
tungsgesetzes (LVwWG) mit der MaRgabe
Anwendung, dass die Frist gemaR § 111a
Absatz 1 Satz 1 LVwG abweichend von
§ 111a Absatz 2 Satz 1 LVwG einen Monat
betragt.
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§35 Folgeénderung.
Weitergeltung von Bestimmungen

Die nach diesem Gesetz erteilten Ermachti-
gungen gelten bis zum Ablauf des Tages der
Verkindung des Haushaltsgesetzes fir das
folgende Haushaltsjahr weiter. § 18 Absatz 2
LHO bleibt hiervon unberthrt.

§ 36 Folgeénderung.
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft.



Anlage

zum Entwurf eines Gesetzes uber die
Feststellung eines Haushaltsplanes
fur das Haushaltsjahr 2027

Gesamtplan

des Landeshaushaltsplans 2027

Teil l:  Haushaltsubersicht
Teil ll: Finanzierungsubersicht

Teil lll: Kreditfinanzierungsplan



Haushaltstibersicht (Betrage in T€) 2027

Einnahmen
01-09 11-19 21-29 31-34 35-39
Einzel- Bezeichnung Jahr | Steuernund | Verwaltungs- | Zuwendun- Schulden- Besondere Gesamt-
plan steuer- einnahmen, gen mit aufnahme, Finanzie- einnahmen
ahnliche Einnahmen Ausnahme Zuwendun- rungs-
Abgaben aus fur gen fur einnahmen
Schulden- | Investitionen | Investitionen
dienst und
dgl.
-TE -
01 Landtag 2027 0,0 116,2 246,0 19,2 191,5 572,9
02 Landesrechnungshof 2027 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5
03 Der Ministerprasident - Staats- 2027 0,0 99,0 6.119,0 0,0 0,0 6.218,0
kanzlei
04 Ministerium fir Inneres, Kom- 2027 0,0 34.076,7 91.269,3 133.906,2 63.558,4 322.810,6
munales, Wohnen und Sport
05 Finanzministerium 2027 0,0 50.823,0 16.078,4 0,0 0,0 66.901,4
06 Ministerium fir Wirtschaft, Ver- | 2027 0,0 3.600,0 512.079,8 73.051,5 0,0 588.731,3
kehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus
07 Ministerium flr Allgemeine und 2027 0,0 27252 139.814,0 1.570,0 143.661,1 287.770,3
Berufliche Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Kultur
08 Ministerium fiir Landwirtschaft, 2027 2.160,0 1.654,0 6.426,4 0,0 59.503,5 69.743,9
landliche Raume, Europa und
Verbraucherschutz
09 Ministerium fur Justiz und 2027 0,0 212.502,5 11.772,6 25.462,6 869,4 250.607,1
Gesundheit
10 Ministerium fir Soziales, 2027 0,0 5.845,1 633.723,2 0,0 3.662,8 643.231,1
Jugend, Familie, Senioren,
Integration und Gleichstellung
1 Allgemeine Finanzverwaltung 2027 | 13.750.660,0 123.841,0 802.672,5| 4.308.573,7 57.055,6 | 19.042.802,8
12 HochbaumaRnahmen und 2027 0,0 9.469,4 4,3 0,0 2.690,0 12.163,7
Raumbedarfsdeckung des
Landes
13 Ministerium fiir Energiewende, 2027 43.871,9 57.725,3 175.474,3 45.904,9 5.592,9 328.569,3
Klimaschutz, Umwelt und
Natur
14 Informations- und Kommunika- 2027 0,0 2.952,7 4.859,6 0,0 20.148,0 27.960,3
tionstechnologien, E-Govern-
ment und Digitalisierung
15 Landesverfassungsgericht 2027 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
16 InfrastrukturModernisierungs- 2027 0,0 0,0 0,0| 1.418.949,5 95.796,0 | 1.514.745,5
Programm fiir unser Land
Schleswig-Holstein (IMPULS
2040)
Summe Haushalt 2027 | 2027 | 13.796.691,9 505.430,6 | 2.400.539,4| 6.007.437,6 452.729,2 | 23.162.828,7
Summe Haushalt 2026 | 2026 | 13.622.471,9 622.204,3 | 2.510.980,0  4.489.315,8 793.810,6 | 22.038.782,6
mehr(+) / weniger(-) +174.220,0 -116.773,7 -110.440,6 | +1.518.121,8 -341.081,4 | +1.124.046,1




Ausgaben
41-49 51-55 56 - 59 61-69 71-79 81-89 91-99
Personal- Sachliche Schulden- Zuwendun- BaumaR- Sonstige Besondere Gesamt- Uberschuss
ausgaben | Verwaltungs- dienst gen mit nahmen Investitionen Finanzie- ausgaben (+)
ausgaben Ausnahme und rungs- /
fur Investitions- ausgaben Zuschuss
Investitionen férderungs- (=)
mafnahmen
-TE-
48.194,0 8.145,8 0,0 12.304,2 0,0 816,0 0,0 69.460,0 -68.887,1
8.197,0 480,3 0,0 51 0,0 63,0 0,0 8.745,4 -8.744,9
23.868,9 5.963,4 0,0 13.202,7 0,0 100,0 191,5 43.326,5 -37.108,5
595.666,5 70.716,7 0,0 209.966,3 2.357,1 211.494,8 0,0| 1.090.201,4 -767.390,8
269.359,6 12.104,2 0,0 1.930,8 0,0 188,8 0,0 283.583,4 -216.682,0
22.395,5 19.802,5 0,0 736.279,4 1.400,0 216.999,7 5.249,0| 1.002.126,1 -413.394,8
2.020.314,0 46.934,3 0,0| 1.208.231,3 331,7 53.103,4 141.880,0| 3.470.794,7 -3.183.024,4
39.195,2 5.503,4 0,0 80.857,1 0,0 26.122,5 456,0 152.134,2 -82.390,3
383.247,2 186.893,6 0,0 123.473,4 0,0 55.564,5 0,0 749.178,7 -498.571,6
69.690,2 63.238,2 0,0| 3.339.383,6 0,0 28.819,5 51,6 3.501.183,1 -2.857.952,0
2.828.512,5 8.642,8| 4.075.699,0| 2.652.957,5 0,0 86.623,0 29.089,4| 9.681.524,2 +9.361.278,6
0,0 283.089,3 0,0 550,0 75.978,5 9.130,0 0,0 368.747,8 -356.584,1
67.944,9 72.736,9 0,0 170.305,4 1.386,7 115.043,0 70.468,6 497.885,5 -169.316,2
445,0 438.199,2 0,0 51.286,9 0,0 40.511,2 0,0 530.442,3 -502.482,0
73,8 16,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 90,3 -90,3
0,0 7.578,6 0,0 150,0 277.671,6 | 1.428.004,9 0,0| 1.713.405,1 -198.659,6
6.377.104,3| 1.230.045,7| 4.075.699,0 8.600.883,7 359.125,6 | 2.272.584,3 247.386,1 | 23.162.828,7 +0,0
6.321.062,2| 1.218.558,6 | 3.559.310,4| 8.377.377,8 396.957,0| 1.831.651,0 333.865,6 | 22.038.782,6 +0,0
+56.042,1 +11.487,1| +516.388,6| +223.505,9 -37.831,4| +440.933,3 -86.479,5 | +1.124.046,1




noch Haushaltslibersicht 2027

Ubersicht iiber die Verpflichtungserméchtigungen

(Betrage in T€)

Ver-
Einzel- pflich- Von dem Gesamtbetrag (Spalte 3) diirfen
plan Bezeichnung tungs- fallig werden
erméchti-
gungen
2027 2028 2029 2030 2031 ff.
T€

1 2 3 4 5 6 7

03 Der Ministerprasident - Staatskanzlei 2.700,0 1.500,0 600,0 600,0

04 Ministerium fir Inneres, Kommunales, Wohnen und 252.826,0 68.437,0 57.619,0 61.273,0 65.497,0
Sport

06 Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Techno- 241.082,0 91.644,0 75.130,0 60.321,0 13.987,0
logie und Tourismus

07 Ministerium fur Allgemeine und Berufliche Bildung, 158.061,0 144.658,0 10.449,0 2.514,0 440,0
Wissenschaft, Forschung und Kultur

08 Ministerium fur Landwirtschaft, Iandliche Raume, 19.273,0 6.875,0 6.732,0 4.398,0 1.268,0
Europa und Verbraucherschutz

09 Ministerium fur Justiz und Gesundheit 13.450,0 4.830,0 4.627,0 819,0 3.174,0

10 Ministerium flir Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 61.600,0 29.812,0 28.188,0 1.800,0 1.800,0
Integration und Gleichstellung

12 HochbaumaRnahmen und Raumbedarfsdeckung 59.838,0 30.508,0 17.280,0 8.550,0 3.500,0
des Landes

13 Ministerium fir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 273.074,0 108.409,0 88.331,0 36.945,0 39.389,0
und Natur

16 InfrastrukturModernisierungsProgramm fiir unser 1.612.655,0 532.185,0 482.010,0 358.530,0 239.930,0
Land Schleswig-Holstein (IMPULS 2040)
Zusammen: 2.694.559,0 1.018.858,0 770.966,0 535.750,0 368.985,0




Teil Il: Finanzierungsiibersicht 2027

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Einnahmen
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Riickla-
gen, und Einnahmen aus kassenméRigen Uberschiissen)

2. Ausgaben
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zufiihrungen an Ruc-
klagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmafligen Fehlbetrages)

3. Finanzierungssaldo

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

4. Netto-Neuverschuldung / Netto-Tilgung am Kreditmarkt
41 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt
Netto-Neuverschuldung (+) / Netto-Tilgung (-) (Saldo aus 4.1 und 4.2)

5. Ausgaben zur Deckung kassenmaRiger Fehlbetrage
6. Einnahmen aus kassenméRigen Uberschiissen
7. Ricklagen

7.1 Entnahmen aus Ricklagen

7.2 Zufiihrungen an Ricklagen
Saldo aus 7.1 und 7.2
8. Saldo aus 4. bis 7.

4.288.986,6

3.505.427,0

109.018,3

Teil lll: Kreditfinanzierungsplan 2027

Kredite am Kreditmarkt

1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt
3. Saldo aus 1. und 2.

Kredite im offentlichen Bereich (nachrichtlich)
4, Einnahmen aus Krediten von Gebietskdrperschaften

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskdrperschaften

3.505.427,0

T€
T€

T€
T€

T€
T€
T€

18.764.823,8

19.657.401,7

-892.577,9

783.559,6

109.018,3

892.577,9

4.288.986,6

3.505.427,0

783.559,6

T€

T€
T€

T€
T€
T€

T€
T€

T€

T€
T€

T€
T€



	(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit den öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften eine Vereinbarung über die Verteilung von Versorgungslasten bei Wechsel von Beamtinnen und Beamten oder Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zwischen dem Land und den öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften abzuschließen, die den Regelungen des Gesetzes zu dem Staatsvertrag über die Verteilung von Versorgungslasten bei bund- und länderübergreifenden Dienstherrenwechseln (Versorgungslastenteilungsgesetz - VersLastG) vom 3. Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 493) entspricht.

